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Berlin, 9. December. 
13. Sitzung des Haufes der Abgeordneten. 
Eröffnung 10% Uhr. Am Miniftertiih Graf Bismarck, Graf Itzenplitz 
und Reg.⸗Commiſſar v. Keudell. N 
er erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Vereidigung der Abgg. 
Kryger und Ahlmann. Präſident v. Forckenbeck theilt fein Schreiben 
an die beiden Abgeordneien mit, in dem er ihnen den Beſchluß des Hauſes 
vom 7. noch an demſelben Tage ausdrücklich notificirt. Er hat darauf heute die 
Antwort erhalten, daß ſie an ihrem Vorbehalt feſthalten und den bedingungs⸗ 
loſen Eid auf die preußiſche Verfaſſung nicht ſchwören wollen. Der Präſi⸗ 
dent ruft die beiden Abgeordneten noch einmal vor die Schranken des Hauſes 
(ſie ſind im Hauſe nicht anweſend), und erklärt dann nach einer Pauſe, daß 
er dem Beſchluſſe vom 7. d. M. gemäß verfahren, das heißt die Regierung 
auffordern wird, Neuwahlen in den beiden ſchleswigſchen Wahlbezirken zu 


veranlaſſen. x 
Es folgt die Vorberathung des Etats für das Minifterium der 
auswärtigen Angelegenheiten: Ausgaben 997,730 Thlr. (um 70,950 
Thlr. weniger als im v. J. durch die Uebertragung der Bundesconſulate auf 
den Etat des norddeutſchen Bundes), dagegen iſt die Beſoldung des Chefs 
des Miniſteriums von 16,000 auf 18,000 Thlr. erhöht (6000 Gehalt und 
12,000 Repräſentationskoſten, im vorigen Etat nur 10,000), des Minifterial 
Directors von auf 4500 Thle., jo daß er dem Unterftaatsfecretär gleiche 
ſteht. Im Chiffrir⸗Bureau hat noch ein achter Beamter mit 1200 Thlr. an⸗ 
geſtellt werden müſſen, die Miethsentſchädigung des Botſchafters in London 
alt um 1000 Thlr. bis auf 11,000 Thlr. erhöht, fein Kanzlei⸗Vorſtand iſt um 
1000 Thlr. verbeſſert worden, der in Petersburg desgleichen. Der Fonds für 
geheime a 16,000 Thlr., iſt unverändert geblieben (6000 als Extra⸗ 
ordinarium, 10,000 als Zuschuß). Die Einnahmen find durch Wegfall der 
Intraden der Bundesconſulate don 13,810 auf 8550 Thlr. vermindert. y 
Zu dieſem Etat liegen zwei Anträge vor: 1) des Abg. Runge: die 
Zulage von 6000 Thlr. für den Militär⸗Bevollmichtigten in Petersburg nicht 
zu bewilligen; 2) der Abgg. v. Bennigſen und Kanngießer: die Regie⸗ 
zung aufzufordern, dafür Sorge zu tragen, daß das Miniſterium der 
auswärtigen Angelegenheiten auf den Etat des norddeutſchen 
Bundes übernommen und die innerhalb des norddeutſchen Bundes be⸗ 
ſtehenden preußiſchen Geſandtſchafts⸗ und Conſulatspoſten aufgehoben werden. 
Reg.⸗Commiſſar v. Keudell erläutert den Etat, der mit größter Spar⸗ 
ſamkeit feſtgeſtellt ſei, obwohl zahlreiche und an ſich angemeſſene Anträge auf 
Mehrausgaben an die Regierung gelangt ſind, die zurückgewieſen werden 
mußten. Zu den acht auf den Etat des Bundes übernommenen Conſulaten 
werden im Etat für 1869 neue Bundes⸗Conſulate treten. F 
2 Duncker: Wie denkt ſich die Regierung die 22 Stellung dieſes 
Etats in unſerem Bubget? Während das Militärweſen unſerer Entiheidung 
entzogen iſt, ſollen die Einrichtungen, welche eine militäriſche Action überflüflig 
machen oder doch einſchränken nicht auf den Bund übergehen? Das Prä⸗ 
ſidium bat das Recht über Krieg und Frieden im Namen des Bundes, es 
kann Bündniſſe ſchließen, Geſandte beglaubigen und empfangen. Wird dieſe 
Beſtimmung ernſthaft aged wie können dann kurzweg die preußiſchen 
Geſandtſchaften zugleich als Diplomatie des Bundes fungiren? Sollen fie 
eo ipso Organe des Bundes fein, fo fragt es ſich, ob wir hier Ausgaben für 
eine andere, größere Gemeinſchaft votiren dürſen. Von der Stellung in dieſer 
Frage wird es abhängen, ob unſere Entwickelung eine friedliche ſein wird oder 
ob wir auf dem traurigen Wege des Bürgerkrieges fortfahren. (Unruhe 
rechts.) Will die Regierung ſich betrachten als die Vertretung des Geſammt⸗ 
Vaterlandes, jo muß fie auf ihre bisherige ſpecifiſch⸗preußiſche Großmachts⸗ 
ſtellung verzichten, oder die kleinen Bundesſtaaten werden fortfahren, eigene 


5 u un ten. 
Abg. Graf . wir verfolgen das Ziel, den Etat der 
diplomatiſchen B auf norbbeutfchen Bund zu übertragen, wir 
das nicht mit einem Male geſchehen kann. Ich werde 
daher nur für den erſten Theil des Bennigſenſchen Antrages ſtimmen, 
eventuell, wenn keine Theilung ſtatlfindet, ein eigenes Amendement einbringen. 
Abg. Dr. Virchow: Der Etat des Auswärtigen entwickelt ſich als eine 
wachſende Quelle von Big N 1849 634,000 Thlr., heute geradezu das 
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würden dadurch nur größer 
niprüde als Sachſen, und das, 
gegenüber thun können und dürfen, würde bie 
don abjhredendem Einfluſſe fein. Hauptſächlich aber ha 
griffen, um der Behauptung zu widerſprechen, daß Leute, wie der Gra 
allermund und Andere ſeiner Geſinnungsgenoſſen don uns Wartegelder, 
9 oder irgend welche Emolumente bezogen. 
welche ſich der neuen Ordnung der 


jenigen, 
Daß wir aber denied ehalt, reſpective die 
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enn Feindſeligkeit gegen die preußiſche Regierung Penſionsvperluſt nach 

fi ziehen 190 wilde das doch zu Conſequenzen führen, die ſelbſt der 
err Vorredner, wie ich überzeugt bin, mir nicht zugeben wird. (Bravo und 
eiterkeit rechts.) Wenn der Herr Vorredner dieſe Berückſichtigung eines 
echtes, das paar eingeklagt werden kann, eine largesse nennt, wenn er 
daran einen inen Tadel der preußiſchen Politik knüpft und behauptet, 
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Wionmementöpreld in Breslau“ Thlr., außerhalb — 


Das iſt nicht der Fall. z 
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daß dieſelbe ihre Wirkſamkeit nur noch mit largesse und — wenn ich mich nicht 


irre, bediente er ſich des Ausdruckes — e-ınmerce betbätige, daß fie alſo ihre 
Reſultate gleichſam erkaufe, ſo iſt mir dabei Eines von hohem Intereſſe ge⸗ 
weſen und zeigt mir, wie verſchieden ſeine Anſchauungsweiſe und die meinige 
iſt, nämlich daß er nach allen abſprechenden und kritiſirenden Urtheilen über 
die preußiſche Diplomatie, die ich, ſeit ich die Ehre habe, auf dieſem Platze zu 
ſitzen oder zu ſtehen, von ihm ſchon gehört habe, daß er nicht daran zurück⸗ 
denkt, wie ich mir einmal erlaubt habe, ihn daran zu erinnern, was er wohl 
fagen würde, wenn in den Fächern, in welchen er als zu höherer Meiſter 
ſchaft gelangt, als ich in dem meinigen, anerkannt iſt, ein Laie ſich erlaubte, 
in abſprechender Weiſe ein Urtheil über ihn zu fällen, wo ich mir noch das 
Wort erlaubte, was mir der Herr Vorredner, glaube ich, ſchon damals con⸗ 
cedirte, daß ich dieſe Dinge der Diplomatie beſſer verſtände, als er. Wenn 
ich mir vergegenwärtige, wie ich ihn daran erinnerte und wenn ich mir dieſe 
ganze Reihe von abſprechenden Kritiken vergegenwärtige, die nicht zugetroffen 
find, dann wundere ich mich wirklich, wo er den Muth dazu hernimmt, dieſe 
Kritik noch weiter fortzuſetzen. (Bravo rechts, Händeklatſchen auf den Tri⸗ 
bünen; der Präſident erklärt, er werde die Tribünen, wenn das noch einmal 
vorkomme, räumen kaſſen.) > $ 

Abg. Kanngießer: Ein Bedürfniß für ein beſonderes preußiſches Minis 
ſterium des Auswärtigen iſt nicht mehr vorhanden. Was die Vertretung in: 
nerbalb des Bundes betrifft, ſo weiß ich nicht, welche Bedeutung eine ſolche 
in Oldenburg und Hamburg haben kann, ich ſehe darin nur ein Stadium der 
Entwickelung; dagegen würde ein diplomatiſcher Agent in Dresden weniger 
Aberfluͤſſig ſei, weil die ſächſiſche Diplomatie bre eigenen Wege zu gehen liebt. 
Beſeitigen wir durch Uebertragung der preußiſchen Geſandtſchaften auf den 
Bund den Schein der Sonderpolitik, damit auch den kleinen Staaten jeder 
Vorwand zu Sondergeſandtſchaften genommen wird; denn gerade durch dieſe 
iſt jene vaterländiſche Geſinnung erzeugt worden, die das deutſche Reich zu 
Fall gebracht hat. 
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Dinstag, den 10. December 1867, 


unſere Vertretung bei dem 883 von Oldenburg eine wirkſamere, wenn 
fie von einem preußiſchen, als wenn fie von einem oldendurgiſchen Organe 
ausgeübt wird. Wir brauchen ein ſolches Organ geihäftlih ganz nothwendig 
und werden es immer brauchen. 

Wir haben deswegen auch nicht blos an einzelnen Stellen, die gerade als 
die Reſidenz dieſer Geſandtſchaft ſich kennzeichneten, Geſandte accreditirt, ſon⸗ 
dern das ganze Gebiet des norddeutſchen Bundes ift, wenn ich fo ſagen foll, 
mit Creditiven bedeckt. Es giebt keine Bundesregierung, bei der nicht ein 
Agent des Bundespräſidiums oder Sr. Maj. des Königs accrebitirt wäre. 
Beiſpielsweiſe iſt der Geſandte in Weimar auch bei den * benachbarten 
thüringiſchen Höfen accreditirt, ſoweit dieſelben nicht in den Geſchäftskreis der 
in Dresden domicilirten Geſandtſchaft fallen. Unſer Geſchäftsträger in Ham⸗ 
burg iſt zugleich bei der Hanſeſtadt Bremen und bei den beiden Großherzog⸗ 
thümern Mecklenburg accreditirt und iſt uns durchaus nützlich zur Befürwor⸗ 
tung deſſen, was wir z. B. in Schwerin durchſetzen wollen, ie Vorbereitung 
der Beſchlüſſe, bei denen die Mitwirkung der mecklenburg a“ Regierung 
nötbig iſt. Es iſt der für dieſe Gefandtihait in Anſatz gebrachte Poſten mit 
Rückſicht auf die Theuerungsverhältniſſe in Hamburg bor einigen Jahren er⸗ 
böht worden, nachdem ſchon vor 5 oder 6 Jahren dieſe Erbö ung N 
worden war. Der Geſandte in Oldenburg fungirt zugleich als eſchäftstr 
— — 22 2 von Braunſchweig und einigen anderen kleineren Fürſten 

orddeutſchlands. 

Ich möchte die Herren bitten, den Gedanken, uns dieſes Mittel der Ein⸗ 
wirkung auf unſere r zu entziehen, aufzugeben, während ich den 
erſten Theil des Antrages, wie ſchon erwähnt, als ein vollſtändig rich 
Erkennen und Aufſtellen des Zieles unſerer Politik begrüße und auch 
vor dem Gedanken zurückſchrecke, daß dermaleinſt in Zukunft das geſammte 
en Miniſterium auf den Bund und das Bundeskanzleramt über⸗ 
gehen dürfte. 8 
Abg. v. Bennigſen: Ich habe mit Genugthuung gehört, daß unſer Ans 
trag bereits in voller Ausfährnng begriffen iſt; wir wollen nicht mit einem 
Mal alle preußiſchen Geſandtſchaften aufheben, ſondern dies der Entwickelung 
des Bundes überlaſſen. Die Frage ift eine mehr ſtaats rechtliche und politiſche 
als finanzielle. Allerdings handelt es ſich dabei um eine Million, wird aber 
die Vertretung auf den Bund übertragen, jo fallen doch 4 durch die Matri⸗ 
kularbeiträge auf Preußen zurück. Den kleinen Staaten iſt verfaſſungsmäßig 
das Recht dorbebalten, ſtändige diplomatiſche Agenten zu halten, ſobald aber 
in kurzer Zeit, wie wir eben gehört haben, der Bund ſeine eigene Vertretung 
hat, ſo würden auch dieſe geſonderten Geſandtſchaften von ſelbſt aufhören. 
Der Umſtand, daß die völkerrechtliche Exiſten; des Bundes noch nicht von 
allen Mächten anerkannt iſt, hat eine rein formale Bedeutung, und keine Re⸗ 
gierung würde in der Lage ſein, einen vom Präſidium ernannten norddeut⸗ 
ſchen Geſandten zurückzuweiſen. 

Abg. v. Def conſtatirt, daß die Uebereinſtimmung des Hauſes über den 
Bennigſen ſchen Antrag nicht eine fo allgemeine ſei, wie behauptet worden. 
Namentlich ſei es die Uebertragung des auswärtigen Miniſteriums auf den 
Bund, gegen welche ſeine Bedenken durch die gegebene Motivirung nicht be⸗ 
ſeiig worden ſeien. - { 

bg. Dr. Löwe: Der Herr Miniſterpräſident hat uns mitgetheilt, daß 
der norddeutſche Bund bald ſeine eigene 
ßeren Mächte haben wird; ich hoffe, daß die neue Macht damit eine 
lung einnimmt, welche ihr überall diejenige Achtung ſichert, welche ſie zu for⸗ 
dern berechtigt iſt, und daß ihre äußeren Verhaͤltniſſe, die augenblicklich noch 
ziemlich wirr ſind, eine weſentliche Vereinfachung finden würden. Es iſt uns 
allerdings nicht geſagt worden, doch halte ich es für ſelbſtredend und hoffe 
auf keinen Widerſpruch des Herrn Miniſterpräſidenten zu ſtoßen, daß dann 


tel⸗ 
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ertretung an den Höfen aller grö⸗ 


neben der norddeutſchen nicht auch noch eine preußiſche Vertretung an den 
Höfen der Großmächte gehalten werde, jelbft wenn Sachſen dies für nothwen⸗ 


dig finden follte. Ich ſehe allerdings die beſondere Vertretung der Klein⸗ 
ſtaaten im Auslande nicht mit jo günſtigen Augen an, wie der Herr Miniſter⸗ 
räſident; die Verhältniſſe werden, wie ich glaube, dadurch nicht erleichtert, 
ondern erſchwert, da der Geſandte des ene noch gendthigt fein 
wird, den diplomatiſchen Agenten des Kleinſtaates zu beobachten und eine 
Reihe von Speculationen zu überwachen, die nicht A — werden, ſo lange 
überhaupt eine Sondervertretung ſtattfindet. Auf die Zweckmäßigkeitsg 
welche für die beſondere Vertretung im Inlande geltend gemacht worden 
find, will ich nicht eingehen, doch widerſpricht es meiner Meinung nach bolls 
ſtändig dem Geiſte der Bundesverfaſſung, hinter dem Rücken des Bundes⸗ 
rathes, der das geſetzliche Organ bildet, noch durch Specialvertreter geſonderte 
Verhandlungen zu führen. Nur durch Beſeitigung dieſer Nebenvertretungen 
iſt es moglich, eine feſte Einheit im Bunde zu ſchaffen und dadurch auch ein 
Mittel, das ganze übrige Deutſchland zu demſelben hinüberzuziehen. Es tritt 
hier wieder eine bedeutende Differenz zwiſchen unſeren Anſchauungen und 
denen des Herrn Miniſterpräſidenten zu e, wenn auch unſere Wege am 
iele zuſammentreffen; er legt ein größeres Gewicht auf die Sympathien der 
ürſten, wir auf die Intereſſen der Völker, und wir meinen, daß man auf 
einem Wege, welcher dieſe letzteren nicht in erſter Linie berückſichtigt, die 
Volkseinheit vergeblich erſtreben wird. 
Ich will hier gleich Gelegenheit nehmen, eine Bemerkung über eine andere 
Angelegenheit anzuknüpfen, nämlich die ruſſiſche Politik gegenüber unſeren 
Grenzprovinzen. Durch die ruſſiſche Grenzſperre ſind d en die 
Adern des Verkehrs vollſtändig unterbunden worden; ſie vermögen daher eine 
Mißernte nicht ſo leicht zu ertragen, wie andere Provinzen und darum 1 
wir ſelbſt trotz des natürlichen Reichthums den traurigſten Nothſtand. 
leicht giebt uns der Herr Handelsminiſter nächſtens Veranlaſſung, bei Be⸗ 
rathung der Mittel zur Beſeitigung deſſelben darauf zurück zu kommen, dier 
ilt es aber eye die eigentliche Quelle zu verſtopfen. Ich bin weit ent⸗ 
ernt, einen Druck auf unſer politiſches Syſtem ausüben zu wollen, wenn ich 
aber eine Hoffnung an die Macht des norddeutſchen Bundes knüpfe, fo iſt es 
die, daß die Regierung aufhören möge, ein Satellit der ruſſiſchen Politik zu 
fein; ſchon 1815 haben wir alle Phaſen dieſer Politik mit durchgemacht, end⸗ 
lich wird es an der Zeit fein, dieſen Zuſtand aufhören zu laſſen und unſere 
Intereſſen ſelbſtſtändig zu verfolgen. Ein anderer Punkt, auf den ich die 
Aufmerkſamleit der Regierung lenken möchte, find die Zuſtände in den ruſſi⸗ 


chen Oſtſeeprovinzen. Politiſche Parteiſympathien find es gewiß nicht, die 


unſer Intereſſe dafür erwecken, und ebenſo liegt es uns fern, zu den vielen 
brennenden Fragen noch eine baltiſche aufs Tapet zu bringen; wenn aber 
die preußiſche Regierung unſerem Wunſche gemäß ihre Sympathien für die 
dort ſchwer bedrückten Moteſtanten ausſpricht, ſo thut ſie nichts Anderes, als 
was die ruſſiſche Regierung mit viel geringerem Recht im Orient gethan hat; 
denn die Bedrängniß der griechiſch⸗katholiſchen Bevölkerung war dort nicht ſo 
groß, als die der lettiſchen und finniſchen Bauern in Surland Liefland, wo 
Nationolität und Religionsfreiheit tro Naturrecht und abgeſchloſſenen Trac⸗ 
taten auf's Gröblichſte verletzt werden. 
Bei der Wichtigkeit der Frage wäre gewiß bier der Ort, wo die preußiſche 
die Wagſchale zu wer⸗ 
Nationa- 


Regierung ier Gewicht im Intereſſe der erfolgten in 
8 kann ja nicht immer nur eine einzi 
daß dann jede Nationalität 


fen hätte. Ein großes Reich t 
lität umfaſſen, das aber ift die erſte Bedingung, 
die Rechte der andern achtet, und auch wir in Deutſchland müſſen uns dieſer 
Pflicht ſtets bewußt ſein. Ich bedauere, daß die beiden däniſchen Abgeordneten 
heute nicht vor den Schranken des Hauſes erſchienen ſind, um den Eid 
die preußiſche Verfaſſung zu leiſten, daß ſie einen unverſöhnlichen Gegenſatz 
zwiſchen der deutſchen und däniſchen Nationalität vorausſetzen; ich erwarte, 
daß, ſobald die Verhältniſſe geordnet find, der däniſche Bürger ebenſo 8 
und ſicher unter dem preußiſchen Geſetz leben wird, als der deutſche. — 
einer Stelle der Thronrede war die Verſicherung ausgeſprochen, daß Se. Ma⸗ 
jeftät in der italieniſchen Frage den Ju aer feiner atholiſchen Unterthanen 
Rechnung tragen werde. Dieſe Zuſage berechtigt zu der Erwartung, da 
Intereſſen der katholiſchen Unter chten ib 
enoſſen in Ruſſiſch⸗Polen gewahrt werden ſollen, die in einem Zuſtande 
ben, welcher alle Geſetze des Chriſtenthums und Menſchenthums verletzt. Ich 
ae allerdings nicht bes gr — N 
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man bie Vethältniſſe von dorther gerade umgekehrt auffaßt, daß man dort 
der ruſſiſchen Regierung vorwirft, daß ſie Preußen gegenüber die Rolle des 
Mondes einnimmt (Heiterkeit), mit demſelhen Unrecht, mit dem der Herr Vor⸗ 
redner dieſe Rolle Preußen überträgt. Zwiſchen großen und befreundeten 
Staaten giebt es unzählige Fälle, wo ſie naturgemäß mit einander gehen 
können, weil ihre Intereſſen dieſelben find, ohne daß man die friedlichen Ver⸗ 
hältniſſe darum zu ſtören braucht, indem man dem Einen die Unterordnung 
unter den Andern zuſchreibt. Aus dieſem Grunde, weil die ruſſiſche Nalio⸗ 
nalität genau fo empfindlich ift, wie die unſrige, hätte ich gewünſcht, daß der 
ad Vorredner ſich enthalten hätte, ſich derjenigen anzunehmen, die er als 
Bedruckte von Rußland bezeichnet. Wenn es ihm Ernſt war, ſich dieſer Leute 
\ mn fo hat er durch die hier gethanen Aeußerungen feinen Zweck 
nicht erreicht, und die Leute, die er vertreten will, werden es ihm kaum 
danken. Der Herr Redner ſitzt hier ganz bequem und ſpricht in Sicherheit, 
da er keine Verantwortung zu tragen Sade ob er aber dadurch ſeinen Zweck 
erreichen wird, ſollen Sie abwarten. Jede Regierung ist 8 a 8 auf ihre 
Unabhängigkeit und auf ihre Autonomie, und i frage Sie, ob Sie es der 
königlich preußiſchen Staatsregierung zumuthen wollten, ſich von auswärtigen 
Regierungen Einmiſchungen die Maßregeln, die ſie ihren Unterthanen 
gegenüber a zu laſſen, und ich meine, der Herr Vorredner 
e das auch mit Entſchiedenheit zurückzuweiſen; und fo glaube ich recht 
u thun, wenn ich dies im Namen einer befreundeten Regierung zurückzuweiſen 
r meine Pflicht halte im Intereſſe der kleinen Minorität von Deutſchen, die 
den anderen Stämmen, Ruſſen, Eſthen, Finnen u. A. gegenüber wie Einer 
zu Tauſend ſteht. Dieſe durch eine ſolche Rede zu compromittiren iſt kein 
guter Dienſt, den man ihnen erweiſt. (Beifall rechts.) 

Um mit dem Herrn Vorredner zur Sache, auf die Thätigkeit des preu⸗ 
ßiſchen Geſandten in Petersburg zurückzukehren, den ich zwar in der Rede 
ſiguriren ſah, deſſen Thätigkeit aber gar nicht berührt worden iſt, jo kann ich 
berfichern, daß die Sorgfalt der Regierung gerade fo ſehr auf Erleichterung 
des Grenzverkehrs gerichtet war wie früher und wenn auch mit wenigem fo 
doch mit einigem Erfolge, indem wir in dieſen Tagen zu Verhandlungen mit 
der kaiſerlich ruſſiſchen Regierung gelangt find, in Folge deren einer der 
Provinzial⸗Steuer⸗Directoren aus den ditlihen Provinzen ſich auf ruſſiſche 
Aufforderung nach Petersburg begeben hat, und wir hoffen, daß der dieſſeitige 
Geſandte das Intereſſe, 10 0 die Staatsregierung dieſen Fragen widmet, 
wird bethätigen können, und hoffen, daß die Rückſichten, welche die ruſſiſche 
Regierung auf ihre eigenen Unterthanen nimmt, helfen und dabei fördern 
werden. Es iſt immer noch ein Vortheil, dieſſeits der Grenze zu wohnen, 
denn die ruſſiſchen Unterthanen jenſeits der Grenze leiden unter dieſer Grenz⸗ 
ſperre unendlich mehr als die preußiſchen Einwohner, weil die letzteren die 
See offen haben, und die erſteren im Binnenlande wohnen. Wenn das Mit: 
gefühl der ruſſiſchen Regierung mit dem Leiden unſerer Provinzen würde ver⸗ 
werthet werden können, ſo meine ich, daß ſie glauben wird, den Einwohnern 
ihrer eigenen Provinzen, die noch mehr unter der Grenzſperre leiden, eine Er⸗ 
leichterung des Verkehrs ſchuldig zu fein, ohne daß ich heute beſtimmen könnte, 
wann wir dieſes Ziel erreichen werden. (Beifall rechts.) 

f Abg. v. Mitſchte⸗Collande: Die Berliner Abgeordneten haben mehr als 
alle anderen Urſache, mit den Erfolgen der preußiſchen Diplomatie zufrieden zu 
ſein. Trotzdem ſind ſie es gerade, die ihre Vertretung angreifen, und ich 
halte es deshalb für eine Pflicht, hier auszuſprechen, daß unſere ganze Hoff⸗ 
nung auf dem Manne beruht, der die äußere Politik führt, und den Grund 

zu der jetzigen Größe Preußens und Deutſchlands gelegt hat. 
N Abg. Dr. Vir chow: Ich muß dem Herrn Miniſterpräſidenten bemerken, 
daß ich bei meinem über die Penſionirung früherer Se een 
Geſandten gemachten Bemerkung vollſtändig auf dem Boden amtlicher 
Quellen ſtand, und dies gab mir den Muth zu ſprechen, was ich geſprochen 
habe. Wenn er nun meint, daß dieſe Mittheilungen aus trüben Quellen 
asc lt ſeien, ſo ſtelle ich es der Beurtheilung des Hauſes anheim, ob 
eine ſolche trübe Quelle etwa die Mittheilungen des uns vorgelegten Etats 
ind, wo im III. Bande der Anlagen, Seite 52, Nr. II. 7. ausgeſetzt ſind 

666 Thlr. als Wartegeld für ſiehen vormalige t Geſandte. 

Als wir nun das Finanzminiſterium, in deſſen Reſſort dieſe Wartegelder 
gehören, um ein Namensverzeichniß dieſer Penſionirten baten, wurde uns 
Br ein ſolches vorgelegt und auf dieſem ſtanden u. A. auch die von mir ge: 
nannten Namen. Dies war die amtliche Quelle, welche der Herr Miniſter⸗ 
präſident eine „trübe“ nennt. Der De Miniſterpräſident mag wohl Grund 
7 dieſer Bezeichnung haben; er hat vielleicht die Hoffnung, noch eine 
enderun ia e vielleicht meint er, daß die uns amtlich mitge⸗ 
theilte Aufſtellung auf einem Mißverſtändniß beruht. Es würde mich dies 
ſehr erfreuen. — Dem Herrn v. t h 
nicht den Gegenſatz zwiſchen den alten und neuen Provinzen jüngſt con⸗ 
ſtatirt habe, ſondern daß die Staatsregierung ſelbſt auf S. 2 des Haupt⸗ 
Etats ausdrücklich dieſe ere angeſtellt hat. Es mag vom Stand⸗ 
unkte der neu eingetretenen Collegen vielleicht eine gleichgültige Sache 
ein, ob die alten en künftig mehr oder weniger zahlen. Wir haben 
ſchon lange Zeit für die Durchführung einer Steuerreform fruchtlos ge⸗ 
kämpft; und wir halten es für unſere Pflicht, 585 den Zeitpunkt, wo ſch 
ein Ueberſchuß der Einnahmen über die Ausgaben ergiebt, zu benutzen, um 
die Steuerreform von Neuem zu betonen. 
Ich glaube, daß es im Intereſſe der neuen nicht weniger, wie der alten 
Prodinzen liegt, darauf binzumeifen, daß in dieſer Weiſe kein irgendwie be⸗ 
ſriedigender Sinonußand herbeizuführen iſt. Wenn man nicht darüber 
ſprechen kann, wie die Verhältniſſe ſich jetzt geſtalten gegen früher, dann 
werden wir künftig noch härtere Proben zu beſtehen haben, die Verhältniſſe 
werden ſich don Jahr zu Jahr wiederholen und die Noth, die jetzt in einer 
f einzelnen Provinz berbortritt, wird ſich ausdehnen, und wir werden dieſe 
Frage ſpäter nur noch ſtärker betonen müſſen. Wir 2 deshalb die Re⸗ 
daierung zu der Ueberzeugung bringen, daß eine Steuerreform nothwendig iſt. 
MA die Hoffnung, welche das Miniſterium im vorigen Jahre ausdrücklich ausge⸗ 
13 ſprochen hat, daß durch ＋ nen, des Staates, eine Entlaſtung der alten 
Provinzen erreicht werden würde, iſt nicht in Erfüllung gegangen, ſondern 
man bat uns nur noch ſtärker belaſtet zu Gunſten der neuen Provinzen. 
(Sehr wahr!) Das iſt ein Novum, eine ganz veränderte Situation, in der 
wir uns befinden, die zu betonen ich keineswegs für unpolitiſch und unzweck⸗ 
mäßig halten kann, wie der Abg. v. Bennigſen. Ich halte es im Gegentheil 
für ſehr zweckmäßig, daran zu erinnern, wie unſere früheren Hoffnungen und 
Erwartungen jetzt volliiändig zu Grabe getragen find. Dies zu conſtatiren, 
iſt die nothwendige Pflicht eines Volksvertreters, der offen darlegen ſoll, was 
er erkannt hat, damit es auch die anderen erkennen, die es ſchon von ſelbſt 
hatten erkennen ſollen. (Beifall links.) 

Graf Bismarck: Ich muß dem Herrn Vorredner mein Bedauern dar⸗ 
über ausdrücken, daß die Quelle, aus welcher er geſchöpft hat, und die ſonſt 
immer lauter zu fein pflegt, diesmal doch trübe geweſen if. Ich kann nur 

die Verſicherung wiederholen, daß der Graf Platen⸗Hallermünde ſich nicht 

unter der Zahl Derjenigen Geſandten befindet, die Wartegeld beziehen. Hätte 

der Herr Vorredner ſich an die richtige Schmiede, an den Regierungs⸗Com⸗ 

miſſar für die auswärtigen Angelegenheiten gewendet, ſo würde er daſſelbe 

8 un 9 was dieſer Herr auf Grund der Acten mir nochmals ver⸗ 
ert hat. 

Abg. v. Waligorski: Der Hr. Minifterpräfivent hat auf die Inter⸗ 

pellation des Abg. Löwe in Betreff der Bedrückungen der Deutſchen in den 
Oſtſeeprovinzen erklärt, daß die Anregung folder Fragen nur die Folge haben 
könne, daß noch mehr Unglückliche eniſtehen würden. Das iſt möglicherweise 
in den Oſtſeeprovinzen der Fall, bei den Katholiken in Rußland iſt es nicht 
mebr möglich. Die katholiihe Kirche in Rußland iſt nämlich fo unterdrückt, 
dermaßen außerbalb aller Geſetze und alles Rechtes geftellt, daß nur noch cin 
Appell an die öffentliche eg age bleibt; ſchlimmer kann es dadurch 
auf keinen Fall werden; und ich bin dem Abgeordneten Löwe zu aufrichtigem 
Dank für die Anregung dieſer Frage verpflichtet. Wenn der Hr. Miniſter⸗ 
räfident in Ausſicht geftellt hat, daß die ruſſiſche Grenzſperre bald aufgeho⸗ 
werden wird, ſo freue ich mich um ſo mehr, da ich eine bezügliche An⸗ 
frage an den Regierungs⸗Commiſſarius gerichtet, leider aber keine Auskunft 
erhalten habe, die irgendwie genügend war. 2 
A Antwort, die ſich in 1 lusdrücken bewegte. Ich freue mich darüber 
bauptſächlich im Intereſſe der dftlihen Provinzen, wo das dringendſte Ber 
u Bürfniß — gefühlt wird. Jevoch laſſen mich meine eigenen Beobachtungen 
2. zweifeln an einem baldigen günſtigen Reſultat. Schon ſeit längerer Zeit 
4 iſt in Petersburg ein Comite zuſammengetreten, um eine Rebifion des Zoll⸗ 
tlarifs vorzunehmen. Anſtatt jedoch eine Ermäßigung des Tarifs vorzuberei⸗ 
ten, dürfte wohl von dieſem Comite eher eine Erhöhung befürwortet werden, 
da das Comite aus lauter Anhängern des Schutzzollſyſtems beſteht, eine Ab⸗ 
dilfe bon jener Seite alſo kaum zu erwarten iſt. n Hauptübelſtand iſt 
der, daß das Abfertigungsſyſtem an der Grenze ganz in die Willkür der 
\ Rn zul 5 Beamten geſtellt iſt und jedes vertragsmäßigen Schutzes entbehrt. 
* URAN 


\ niſterpräſident Graf Bismarck: Es follte mir ſehr Leid thun, wenn 
der Herr Vorredner darin Recht hätte, daß bei den in Petersburg gepfloge⸗ 
nen Verhandlungen 175 — Reviſion des Zolltarifs nichts herauskommen würde. 
Der Herr Vorredner ſcheint ſodann das, was ich dem Abgeordneten Löwe in 
der J in den Oſtſeeprovinzen entgegnet habe, mißverſtanden 
zu haben. Ich nicht gejagt, daß durch die Art, wie der Abg. Löwe 
die Frage wegen der Dfti 
liche entitänden, ſondern 


ennigſen habe ich zu entgegnen, daß ich 


litärverein ſteht, iſt nicht ermittelt. 


vi t hat 0 meh Mocln⸗ ei Rückwirkung auf dies Verhältniß bleiben 
nzen angeregt hat, nur noch mehr Unglück ⸗ 
babe nur gejagt: „daß eine felbftflänbige undggorzedner. Ich habe dieſerhalb bei dem Geſandten in Dresden Erkundi⸗ 
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3478 
mächtige Regierung die Einmiſchung in ihre inneren Angelegenheiten von 
Seiten einer anderen Regierung ſchwerlich erträgt, und daß es nicht zum 
Vortheile der Schützlinge gereichen würde, wenn auf eine andere Einwirkung 
bingewiefen würde, als auf das in letzter Inſtanz entſcheidende Gefühl und 
die Gerechtigkeit Sr. Majeſtät des Kaiſers von Rußland. 

Der Antrag auf Schluß wird angenommen. 

Es folgen perſönliche Bemerkungen. 

Abg. Dr. Braun (Wiesbaden): Der Abgeordnete des 3. Berliner Wahl⸗ 
bezirks hat angenommen, nicht allein, daß ich in dieſer Debatte das Wort 
ergreife, ſondern auch ſchon vorhergeſagt, was ich ſagen würde. Ich conſta⸗ 
tire mit aufrichtiger Genugthuung, daß die große und glänzende Zahl der 
nicht eingetretenen Prophezeihungen dieſes Herrn Abgeordneten noch um eine 
vermehrt worden iſt. (Heiterkeit rechts.) 

Abg. Dr. Löwe: Ich habe durchaus nicht der gegenwärtigen preußi⸗ 
ſchen Regierung din Vorwurf gemacht, daß fie der Satellit Rußlands ſei; 
im Gegentheil, ich habe die entgegengeſetzte Hoffnung ausgeſprochen, daß ſie 
es nicht mehr fein werde. — Der Herr Miniſterpräſident hat geſagt, daß ich 
den Deutſchen in den Oſtſee⸗Propinzen einen ſchlechten Dienft dadurch erwie⸗ 
ſen hatte, daß ich ihre Angelegenheit hier zur Sprache gebracht. Ich glaube, 
es iſt doch wohl ein Unterſchied, ob ein Miniſter die Sache angreift oder ob 
ein Abgeordneter des Volks feine Sympathien ausſpricht. BEN? 

Graf Bismard: Dem Herrn Vorredner bemerke ich, daß ich mit meiner 
Gatgeguung durchaus nicht ſeine Perſon oder die Politik, die er verfolgt, habe 
angreifen wollen, ſondern daß ich gerade als Anwalt der Betheiligten jo ner 
handelt habe, weil mir von dort der dringende Wunſch ausgedrückt worden 
iſt, daß im Intereſſe der Betheiligten die Sache nicht hier im Landtage zur 
Sprache gebracht werden möge, . \ 

Abg. Dr. Virchow: Der Abg. Braun hätte fih feine mit jo vielem 
Beifall ver rechten Seite aufgenommenen Bemerkungen ganz erſparen lönnen, 
wenn er auf das gehört hätte, was ich geſagt habe. Ich habe nicht geſagt, 
daß er heute noch reden, noch was er reden würde, ſondern nur darauf hin⸗ 
peiiefen, was er früher geſprochen hat und gejagt, daß er mit ganz demſel⸗ 

en Rechte heute daſſelbe ſagen könnte. In Betreff der „trüben Quelle“ muß 
ich noch bemerken, daß ich mich mit meiner Anfrage an denjenigen Regierungs⸗ 
Commiſſar gewandt habe, der uns von der Staatsregierung als derjenige be⸗ 
zeichnet war, mit dem wir verhandeln follten. Ich batte keinen Grund, den 
Mittheilungen dieſes Herrn zu mißtrauen und hielt mich nicht für berechtigt, 
mich über dieſen Commiſſar hinweg an das auswärtige Miniſterium zu wenden. 

Darauf wird die Specialdiskuſſion eröffnet. 

Die Einnahmen und Tit. 1-5 der Ausgaben werden ohne De 
batte genehmigt. 

5 1 ai 6 Nr. 6 (Geſandiſchaft in Darmſtadt, 900) Thaler) verlangt 
as Wor 

Abg. v. Hennig: Der zweite Theil unſeres Antrages, Aufhebung der 
preußiſchen Geſandtſchaften innerhald des norddeutſchen Bundes iſt principiell 
eben fo gerechtfertigt, wie der erſte. Mit unſerem Antrag ift durchaus nicht 
die Abſicht verbunden, daß nun ſofort im nächſten Jahre dieſe Geſandtſchaften 
ſämmtlich auſhören ſollen. ir wollen nur, daß die Sache in anderer Weiſe 
geordnet werde. Der Verkehr mit den Bundesregierungen kann ſehr gut 
durch Beamte des Bundes kanzleramtes unterhalten werden; es iſt aber nicht 
ge daß dieſe Beamten die Eigenſchaft internationaler Geſchäfts⸗ 
räger haben. . 5 

Miniſterpräſident Graf Bismarck: Der Herr Vorredner hat außer Acht 
gelaſſen, daß die Stellung eines „Geſchäftsträgers“ einen nicht zu unter⸗ 
ſchätzenden Vorlheil mit ſich bringt: den directen und von perſönlicher Ber 
kanntſchaft getragenen Zutritt zum Souverän, die letzte Appellinſtanzmaßregel 
im Bunde. Wenn wir cinen Bundescommiſſar dort hinſchicken, ſo verhandelt 
dieſer nur mit den dortigen Behörden, kann ſich aber nicht, wenn die Behör⸗ 
den ſich nicht willig genug zeigen, über die Behörden hinweg an den Sou⸗ 
berän wenden. 

Abg. Dr. Waldeck: Ich habe den dringenden Wunſch, daß es das letzte 
Mal fei, daß dieſer Geſandte hier erſcheint. Er iſt erſt eingeführt worden im 
vorigen Jahr; früher war dieſe Function mit der Geſanptſchaft in Frankfurt 
a. M. verbunden und es wurden damals, wie geſagt wurde, beſonders im 
Intereſſe der deutſchen Einheit, mit ſchwacher Majorität 4000 Thlr. für einen 
beſonderen Geſandten bewilligt. So kam der Geſandte in Darmſtadt auf 
die Welt. (Heiterkeit.) Der Geſandte in Frankfurt iſt nun verſchwunden; 
die Folge davon iſt, daß man nun den Geſandten in Darmſtadt mit 8000 
Thlr. dotiren will, um das wiedereinzuholen, was man in Frankfurt ſpart. 

Heſſen⸗Darmſtadt ift jetzt getheilt und der Souverän von Darmſtadt weiß 
nicht genau, für welchen von beiden Theilen ſeines Landes der Geſandte 
accredirt iſt. Als Mitglied des norddeutſchen Bundes kann er doch unmög: 
lich einen beſonderen preußiſchen Geſandten accreditiren. — Sobald, was ja 
auch der Miniſterpräſident für nöthig hält, das ganze Budget des auswärti⸗ 
gen Miniſteriums auf den norddeutſchen Bund übernommen wird, iſt es doch 
undenkbar, daß der Reichstag die Geſandten in Weimar, Oldenburg ꝛc. fort: 
beſtehen laſſen wird; denn man wird doch nicht bei ſich ſelbſt Geſandte hal⸗ 
ten. Beſondere preußſſche Geſandte an dieſen Höfen ſetzen ein ſpecifiſches 
Preußen innerhalb des Bundes voraus; dieſe Geſandtſchaften müſſen alſo 
wegfallen, dann wird jenen Staaten auch die Luft vergehen, noch beſondere 
Geſandten zu halten. — Der Darmſtädtiſche Geſandte nun hat bis jetzt auch 
nicht den geringſten Nutzen gehabt; er iſt ganz überflüſſig. Es iſt doch nicht 
denkbar, daß ein Souverän in zwei Stücke geſchnitten wird, daß der eine 
Theil zum norddeutſchen Bunde gebört, der andere ſelbſtſtändig iſt; das ſiebt 
man dort ſelbſt ſchon ein. Wir dürfen deshalb auch nicht das Geringl.e da⸗ 
zu beitragen, die Idee aufkommen zu laſſen, daß beim Großherzog von 
Darmſtadt ein beſonderer preußiſcher Geſanpter deshalb acereditirt ſei, weil 
er mit der einen Hälfte nicht zum norddeutſchen Bunde gehört. 

Miniſterpräſident Graf Bismarck: Die Geſandtſchaft in Darmſtadt hat 
doch keine fo jugendliche Exiſtenz, wie der Herr Vorredner es darſtellte. So 
— 4 ich zurückdenken kann, hat die Frankfurter Geſandtſchaft ebenfalls ihr Do: 
miz 


in Darmſtadt gebabt; wegen der Unbequemlichkeiten, die daraus ent⸗ 
ſtanden, wurde die Reſidentur der Frankfurter Geſandtſchaſt von Darmſtadt 
weg nach Frankfurt verlegt. — Wenn in Darmſtadt wirklich nichts zu thun 
wäre, würden auch andere Staaten dort keine Geſandten halten; deshalb ſchon 
müſſen auch wir einen beſonderen Agenten dort haben. Ob dies in Zukunft 
fo bleiben oder ob, wenn Heſſen⸗Darmſtadt bald ganz in den norddeulſchen 
Bund aufgenommen werden ſollte, von Seiten des Bundes ein Vertreter dort 
ernannt werden will, kann ich jetzt nicht erörtern. Wie die Dinge jetzt liegen, 
iſt ein beſonderer Geſandter dort noch nothwendig. 5 

Abg. Miquel: Obgleich ich durch die Ausführungen des Minifterpräft: 
denten nicht davon überzeugt worden bin, daß wir innerhalb des norddeulſchen 
Bundes die Geſandtſchaften beibehalten müſſen, ſo glaube ich doch, daß wir 
bei Darmſtadt nothwendig eine Ausnahme machen müſſen. So lange näm⸗ 
lich in Darmſtadt ein Miniſterium Dalwigk exiſtirt, ſo lange iſt es abſolut 
nothwendig, einen Geſandten dort zu halten, um die Politik der dortigen Re⸗ 
gierung zu überwachen. (Beifall rechts.) ; ‚ 8 

Abg. Dr. Waldeck: Zur Einwirkung auf die Volksſtimmung giebt es 

ar leine ungeeignetere Perſönlichkeit, als einen Geſandten. Von der Nüb- 
ichkeit des Geſandlen in Darmſtadt ſpeciell habe ich auch noch nicht die ger 
ringſte Probe geſehen. Wenn wir dieſe Geſandtſchaft erſt ſtreichen, werden 
die anderen Staaten bald unſerem gm Beiſpiele nachfolgen. 

Abg. Graf Schwerin: Der Geſandte ſoll nicht auf die Volksſtimmung, 
ſondern auf die Regierung wirken; die Volksſtimmung wird ſich von ſelbſt 
Preußen zuwenden. „ 5 
Abg. Miquel: Auch ich muß das Volk in Heſſen in Schutz nehmen; 
bei Deren ift die nationale Gefinnung vorherrſchend; um dieſe zu berſtärken, 
brauchen wir allerdings keine Geſandten. wohl aber, um auf die Regierung 
zu wirken, unter deren anti⸗nationalem Streben das Volk ſchwer leidet. 

: rl 6 wird genehmigt; zu Nr. 7 (Geſandtſchaft in Dresden) erhält 
as Wort 

Abg. Wölfel: Die Geſandtſchaft in Dresden noch zu erhalten, iſt jeden⸗ 
falls erforderlich; zweifelhaft iſt noch, welcher Grund mehr dafür maßgebend 


Volkes mehr zum norddeutſchen Bunde hinzutreiben. Es ift mir kürzlich der 
ſächſiſche Militärvereinskalender in die Hände gekommen, der zum fpeciellen 
Gebrauch der Soldaten beſtimmt ift, in welchem die abſprechendſten Urtheile 
über die preußischen Militäreinrichtungen ſtehen, in welchen geſagt wird, daß 
Sachſen nur widerwillig und gezwungen auf kurze Zeit in den Bund getreten 
ſei und worin die Hilfe Gottes angerufen iſt, um das Land aus dieſem Un⸗ 
glück wieder zu befreien 21. — Wenn ſolche Sätze unter den Soldaten u 
Sachſen verbreitet werden in einem Kalender, der vom Militärberein s 
egeben iſt, deſſen Protector gleichzeitig Oberbef hlsbaber des XII. Bunt 4 
rmeecorps, ſo halte ich es für durchaus nötbig, hier noch eine preußl 
Geſandtſchaft zu erhalten. 5 Seine 
Miniflerpräfident Graf Bismarck: Ich kann nicht annehmen, —.— g 
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ungen eingezogen und dieſer ſchreibt mir, daß die Militärvereine Privat⸗ 
nftitute und von der ſäͤchſiſchen Regierung ganz unabhängig find; daß ebenſo 
der Kalender ein Privatunternehmen iſt, das von dem Redacteur des „Kar 
merad begonnen ſei und mit dieſen Vereinen in keinem Zuſammenhange 
ſtehe. Daß der Kronprinz von Sachſen damit in gar keinem Zuſammenhange 
ſteht, davon bin ich um jo mehr überzeugt, als es mir ganz undenkbar üt, 
daß angeſichts der nationalvatriotiihen Haltung der ſächſiſchen Regieru 
irgend eine amtliche Behörde einen ſolchen Kalender ſanctioniren könnte; da 

der verabſchievete General v. Holzendorf damit in Verbindung ſtehe, glaube 

ich auch nicht annehmen zu können, da es mir unmöglich erſcheint, daß felbit 
ein verabſchiedeter höherer Militär ſeinen Namen und feine Thätigkeit zu einem 
ſolchen Preß⸗Elaborat hergeben könnte, das wahrſcheinlich in fremdem Gelde 
feinen Ursprung hat. 

Nr. 3 wird genehmigt, ebenſo 8 und 9. 

Zu Nr. 10 (Geſandkſchaft in Hamburg) ſtellt Abg. Duncker den An⸗ 
trag, dieſe Poſition zu ſtreichen, überhaupt alle noch folgenden, die innerhalb 
des norddeutſchen Bundes liegen, wie in Oldenburg und Weimar. — Die 
Fragen, die innerhalb des norddeulchen Bundes zwiſchen den Bundesregie⸗ 
zungen zu entſcheiden find, können im Bundesrath erledigt werden. Unſere 
finanzielle Lage erlaubt es uns nicht, überflaſſige Ausgaben zu machen. 
Neulich beim Kalender⸗Steuergeſetz hat die Regierung erklärt, daß fie auch 
nicht die geringite Einnahme entbehren könze, ſelbſt da nicht, wo es ih um 
eine erhebliche Erleichterung des Volkes bandelte, um die Möglichkeit zu grö⸗ 
ßerer Ausbreitung der Volksbildung. Wenn die Regierung mit dieſer Eng⸗ 
herzigkeit unferen Forderungen gegenübertritt, fo ift es unſere Pflicht, keine 
Ausgabe zu bewilligen, die nicht durchaus nölhig iſt. Wenn die Regierun 
kein Geld übrig dat für die Erleichterung des Volkes, fo haben wir er 
recht kein Geld übrig für die Amüſements der Geſandten. (Murren rechts.) 

Miniſterpräſident Graf Bis march. Der Poſten in Hamburg iſt ſchwer 
zu miſſen, zumal wegen der Verhältniſſe mit Mecklenburg, das er mit zu 
vertreten hat. Ob künftig ſtatt der Geſandten von Seiten des Bundes viel⸗ 
leicht „Präſidtal⸗Agenten“ oder eine ähnliche Beamten⸗Kategorie ein a 
wird, muß ſpäteren Erwägungen überlaſſen bleiben. Was den een ätzi⸗ 
gen Ausdruck betrifft, den der Herr Vorredner von der Beſchäftigung der 
Geſandten gebraucht hat, jo muß ich ihm überlaſſen, ſich mit unſerem Ver⸗ 
treter in Hamburg ſelbſt zu beſprechen, und er wird erfahren, daß dieſer 
glaubt, eine ernſte Aufgabe zu haben, die feine ganze Thätigkeit in Anſpruch 
nia mt. 

Abg. Miguel iſt der Anſicht, daß innerhalb des Bundes die Beibehal⸗ 
tung der Geſandtſchaſten ganz übe flüſſig iſt; Preußen möge den anderen 
Bundesſtaaten durch Einziehung derſelben mit gutem Beispiele vorangehen. 
Die Poſition wird genehmigt dagegen nur die Forſchrittspartel; eben 
ſo geſchieht es bei den Geſandtſchaften in Oldenburg und Weimar, für deren 
Abſetzung auch einzelne Nationalliberale ſtimmen. g 

Abg. Runge motivitt feinen Antrag, die 6000 Thlr. für den Militärs 
Bevollmächtigten in Petersburg abzusetzen, dadurch, daß dieſer Poſten, wenn 
er beibehalten werden ſoll, auf den Militäretat des Bundes gehört. Auch 
find die Militär⸗Bevollmächtigten in Paris und Wien in dieſem Etat nicht 
mehr aufgeführt. 

Abg. v. Hennig: Um die Verhandlungen über Zoll⸗ und Grenzverhält⸗ 
niſſe mit Rußland erfolgreich zu machen, iſt die Kündigung der Cartel⸗Con⸗ 
vention, die etwa in zwei Jahren abläuft, das richtige Mittel. Die Stelle 
des Bevollmächtigten gehört auf den Militär⸗Etat des Bundes und darum 
kann man ihn hier zum letzten Male hoffentlich bewilligen, wenn man auch 
früher gegen die Polttion geſtimmt bot. — 

Abg. Faucher: Man darf die Cartel⸗Convention nicht als reis auf den 
Eintrilt Rußlands in die europäiſchen Handelsverträge ſetzen, ſondern dieſen 
zu bewirken iſt Preußen vermöge ſeines Einfluſſes und als befreundeter Nach⸗ 
barftaat verpflichtet. Europa erwartet bon ihm die Ausübung dieſes Eins 
fluſſes, wie Frankreich Belgien und Italien in das Syſtem der Handelsfrei⸗ 

eit hineingezogen hat. 5 1 5 
b a pe Die Kartelfrage liegt auf einem ganz anderen, Gebiet, 
als daß es zuläſſig wäre, fie als Drohmittel zu gebrauchen, ſondern die 
Convention darf aus politiſchen und humanen Gründen nicht mehr erneuert 
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Liberalen). 8 2 
Bei Sa Conſulat in Hamburg macht Abg. zweien auf die Anomalie 
aufmerkſam, daß Preußen Conſuln innerhalb des ur er hält. ! 
Graf Bismarck: Man wird auf dieſe Auffaſſeng !ingeben konnen, wenn 
die Verbältniffe des Bundes conſolidirt fein werben; jetzt, bei nicht conſoli⸗ 
birten Verhältniſſen, bin ich nicht orientirt —.— um zu ſagen, ob unſere 
A e das Conſulat in Ha 8 entbehren können. (Ein 
ntrag liegt nicht vor. ; . 

Laßwi 6 als Verhler Breslau's äußert, fein Intereſſe für ein Confulat 
in Peſt, das mit der Zunahme des Be An und der Ausvehnung des un⸗ 
gariſchen Bahnnetzes von großer Wicheesſ sl erde. „Wir in Schleſien haben 
bedauert, daß wir ſo ſchlecht beim — haben weggekommen ſind und nicht 
einmal Oeſterreichiſch⸗Schleſien bekoß gan en, (Heiterkeit.) x 

Von dem Antrag Bennigſen Kanngießer wird der 1, Theil ges 
nebmigt, der 2, abgelehnt; EN den zweiten flimmen die Schleswig: 

teiner, die Polen gegen b zw: : 

Bae le a Minifteriums für Handel und 


eide 
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3 ird der at 
u ee: Agb nd d n dee Thlr., 181,014 Thlr. weniger 
als im v. J. Das Haus teilt g nieſe Verhandlung mit dem Vorbehalt ein, 
der Äh aus der Begründung es hannoberſchen Provinzialfonds für die ein» 
i iebt. . 
a er in erläutert den Etat durch einen längeren Vor⸗ 
trag. Abg. Schmidt (Stettin) der dier Bänke dan ihm fipt, erklärt mit 
Bedauern, daß er bei de nruhe in dem halbleeren Haufe kaum etwas ver. 
ſtanden babe. Die Berichterſtattung theilt Diele Lage und muß ſich bei einem 
Stat, rer das Bauweſen zn Waſſer und zu Lande die Chaufleen ꝛc. umfaßt, 
bei der großen ahl von Poſitionen, bei dem abfpringenden Charakter der 
Vorberathung, ber ſich mit jeinen 22 Fragen und Antworten der aus⸗ 
Vorstellung fat gänzlich entzieht, auf folgenden ſachlichen Extract 


zu u. i 

be 1 5 Antrag Karſten's, bett. 2 8 von 8 
in ein, wird einſtimmig genehmigt. — Faucher 

I et für dieſen Zweck auch Frankfurt a. M. als ein fteuerkräftiges Centrum 


Schleswig und Holſtein, 
alle dieſe Vorſchläge mit ſeinem Wohl⸗ 
was moͤglich iſt. Die Schule in Aachen wird 1886 


des Etats werden genehmigt. 
Schluß 4% Uhr. Nachſte Sitzung Mutwoch 10 Uhr. T. O.: Bericht des 
Aba. Braun über das Rechnungsweſen in den neuen Provinzen, Bunſen's 
über den Vertrag mit Waldeck, der Gemeinde⸗Commiſſion über Petitionen, 
Spielkartenhandel, Wahlprüfungen. 
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onnerstan: Krondotation. 1 

Abg. v. Binde plaidirt für die Ruhr⸗, Graf 
Oder⸗Regulirung und verlangt den Plan für dieſelbe 31 e 
Handelsminiſter iſt bereit ihn mitzutheilen und hat bisher nur damit 
gezögert, weil er an eine Anleihe für dieſen Zweck gedacht. Dieſen Gedan⸗ 
ken müſſe er ſich jetzt entſchlagen. Von großem Werth ſei es, gewife 
Strecken durch Dampibagger fahrbar zu erhalten, auch ſeien und blieben 
b neh bein en nen = erg Sommer und Winter, da 
elbſt dem Rhein zu Zeiten das Waſſer a 5 l 
g Auf Grumbrecht's Frage erklärt RC. Maclean, daß im Jahre 
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1868 die Elbe ober⸗ und unterhalb Harburgs vertieft werden ſolle und des⸗ 
halb mit Hamburg bereits unterhandelt werde. ö 

Eiu Antrag v. Waldow's, betreffend die Legge⸗Anſtalten in Hannover, 
die 19,000 Thaler koſten, ohne daß fie, wie in Weſtphalen, für die Prüfung 
der Leinenwaaren Gebühren erhalten, wird angenommen. 

Auf Anfrage v. Hennig's erklärt der Handels miniſter, daß das 
Fahrwaſſer in Elbing in ſeiner Vertiefung erhalten und die feſte Brücke über 
den Pegel bei Labiau gebaut werden foll, 

Abg. v. Hennig verlangt dringend die Vorlegung des Verwendungspla⸗ 
nes für die zur Unterhaltung der unchauſſirten Wege, Waſſerwege, Brüden ıc. 
ausgeſegten 1,917,508 Thlr. (Tit. 13), wenn das Haus fie überhaupt bewilli⸗ 
gen ſolle. Die Vertreter der Regierung ſind dazu bereit, ſo weit ſie es 

u ſein vermögen. Die Anſprüche der Provinzialbehörden ſind diesmal enorm 
4—5 Millionen), zumal die Stürme viel zerſtört haben. Eine ſorgfältige 
rüfung der Forderungen koſtet aber Zeit. 

Berlin, 9. Decbr. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
ürſten Wilhelm zu Löwenſtein⸗ zethe n Kaden berg den rothen 
dler⸗Orden erſter Klaſſe verliehen, dem Appellationsgerichts⸗Chef⸗Präſi⸗ 

denten a. D., Wirkl. Geh. Rath v. Frankenberg⸗Ludwigsdorff das 
Nate des rolhen Adler⸗Ordens mit Eichenlaub; ferner den Ober⸗Finanz⸗ 
Räthen Rommel, Schwarz, Rembe, v. Heydwolff und Fritſch zu 
Kaſſel, dem Ober⸗Steuer⸗Rath Ferger und den Domainen⸗Räthen Münzel 
und Buſch zu Wiesbaden den Charakter als Regierungs Rath; ſowie dem 
Regierungs⸗Hauptkaſſen⸗Kaſſtrer Buch zu Köln und dem Regierungs⸗Haupt⸗ 
ee uchhalter Kammer zu Cöslin den Charakter als Rechnungs⸗ 
ath verliehen. l 

n e Die unterm 2. d. Mts. publicirten Tarif⸗Beſtim 
mungen für Kabel⸗Depeſchen nach Amerika find von der engliſch⸗ameritaniſchen 
Telegraphen⸗Geſellſchaft neuerdings dahin modificirt worden, daß die für die 
Adreſſe, d. h. für den Namen des Aufgebers und Aufgabeortes, für den 
Namen des Adreſſaten und des Adreßortes, ſowie für das Datum bewilligten 
fünf tarfreien Worte, fortan ohne Rückſicht auf die Zahl der dazu verwende⸗ 
ten Buchſtaben gebührenfrei verbleiben. a 5 

Jedes zur Adreſſe eiwa mehr verwendete Wort zählt bei der Taxirung, 
B ohne Rückſicht auf die Zahl der verwendeten Buchſtaben, wie ein 

ort bis fünf Buchſtaben. 

Königliche Telegraphen⸗ Direction. 


von Chauvin. 

Berlin, 9. Dec. [Beide königliche Majeftäten) ſpeiſten 
vorgeſtern bei Ihren koͤniglichen Hoheiten dem Kronprinzen und der 
Kronprinzeſſin, bei welchen auch geſtern das Familiendiner ſtattfand. 
Ihre Majeſtät die Königin ertheilte vorgeſtern dem Geſandten der Ber: 
einigten Staaten Amerikas, welcher während Allerhoͤchſt Ihrer Abwe⸗ 
ſenheit hier eingetroffen iſt, die nachgeſuchte Antritts⸗Audienz. — Geſtern 
wohnte die Königin dem Gottesdienſte in der St. Matthaͤikirche bei. 

[Se. königliche Hoheit der Kronprinz] nahm am 7. De⸗ 
cember um 11 Uhr militäriſche Meldungen entgegen. 

[Ihre königlichen Hoheiten der Kronprinz und die 
Kronprinzeſſin]! wohnten am Vormittage des 8. December dem 
Gottes dienſte in der Garniſonkirche bei. Um 11 Uhr nahm Se. König: 
liche Hoheit militäriſche Meldungen entgegen und empfing hierauf den 
Ober⸗Garten⸗Director Jühlke, den Appellationsgerichts⸗Präſtdenten Breit 
baupt und den Juſtizminiſter Dr. Leonhardt, ſowie um 4 Uhr den Se⸗ 
cretär Sr. Hoheit des Fürſten von Rumänien Dr. Friedländer. Ihre 
königliche Hoheit die Kronprinzeſſin ertheilte Frau von Arnim, geb. Gräfin 
Arnim⸗Boytzendurg eine Audienz. Um 5 Uhr fand im kronprinzlichen 
Palais das Familiendiner der höͤchſten Herrſchaſten ſtatt. (St.⸗A.) 

[Der Ausſchuß des norddeutſchen Bundesrathes! für das 
Seeweſen verſammelte ih) heute zur Berathung in Organiſations⸗Ange⸗ 
legenheiten der Marine. — Ferner berieth der Ausſchuß für Juſtizweſen 
über Vorſchläge in Betreff der Proceß⸗Ordnung. (St.⸗A.) 

[Dem Präſ. v. Frankenberg⸗Ludwigsdorf! if zu feinem 
Jubiläum folgendes königliche Handſchreiben zugegangen: 

Berlin, den 7. December 1867. 
m: feiern heute den Tag, an welchem Sie vor 60 Jahren 1 Kräfte 


dem Dien hrer Könige und dem Vaterlande weihten. eruf, dem 
5 8 I nach Ihre Lebens widmeten, hat Sie nicht abge⸗ 
d „ 2 


„ wo es ſich um die Exiſtenz des handelte, den 
Degen zu ergreifen und Ihr Leben auf dem Schlachtfelde einzufetzen. Ihre 
erfolgreiche Thätigkeit in Ihrem Amtsbernfe, die mannigfachen und unaus⸗ 
eſetzten Geſchäfte, die Ihnen das Vertrauen und die Achtung Ihrer Mit⸗ 
ürger — ich mochte ſagen — fait aufbürdete, Rath und That für Jeder⸗ 
mann babend — das find Erfolge, für die Ihr eigenes Gewiſſen Ihnen den 
höcften Lohn zollt. 
ie die Könige, meine Vorfahren, Ihre Hingebung für den Dienft des 
Vaterlandes zu ehren wußten, beweiſt Ihre Bruſt. Aber mir ſei es vergönnt, 
beim Ausſpruche meines Glückwunſches zu Ihrem, ſo ſeltenen Feſte, durch 
Verleihung des Großkreuzes meines rothen Adler⸗Ordens, es vor der Welt 
het . 10 welchem Maße ich Ihre Verdienſte ehre und anerkennend zu 
elohnen wünſche. 5 
Mögen Sie noch lange Ihre Kräfte mir und dem Vaterlande erhalten. 
Ihr dankbarer König Wilhelm. 

O. C. [Zum Etat des Miniſteriums des Innern] iſt von unſe⸗ 
ren ſchleswig⸗holſteiniſchen Abgeordneten Francke und Gen. der Antrag ger 
ſtellt worden: „die königliche Staatsregierung aufzufordern, „auf den Bau 
neuer Straſanſtalten in Schleswig-Holitein Bedacht zu nehmen, und dem 
Landtage in dieſer Beziehung eine Geſetzvorlage zu machen.“ 

[Domänen in den neuen Provinzen.] Nach der von der Regie⸗ 
rung vorgelegten Nachweiſung der in den neuen Landestheilen vorhandenen 
Domänen und der von denſelben aufkommenden Pachtzinſen ſind in der Pro⸗ 
vin; Hannover vorhanden 200 Vorwerke mit einem Flächeninhalt von 
141,843 Morgen und einem jährlichen Pachtzins von 451,586 Thlr., im Rs 
gierungsbezüik Kaſſel 110 Vorwerke mit 50,974 Morgen Flächeninhalt und 
einem Pachtzins von 194,627 Thlr.; im Regierungsbezirk Wiesbaden 
31 Vorwerke mit 9,386 Morgen Flächeninhalt und einem Puchtzins von 
37,135 Thlr.; im Herzogtbum Schleswig 3 Vorwerke mit einem Flächenin⸗ 
halt von 1248 Morgen und einem Pachtzins von 1975 Thlr.; zuſammen 341 

orwerke mit einem Flächeninhalt von 203,456 Morgen und einem jährlichen 
Pachtzins von 685,456 Thlr. Außerdem find in den neuen Landestheilen 
noch eine Menge nicht zu den Vorwerken gehörige, ſondern beſonders benutzte 
Domänengeunpliüde vorhanden, die zuſammen einen Flächeninhalt von 451,131 
Morgen haben. 

[Der Provinzial⸗Fonds für Hannover] von 550,000 Thlr. ſoll 
verwandt werden: 1) zur Beſtreitung der Koften des Provinzial⸗Landtages 
und der einzelnen dere in der Provinz; 2) zur Unterhaltung und Er⸗ 
gänzung der Landesbibliotheken, Leiſtungen von Zuſchüſſen für öffentliche 
Sammlungen, welche der Kunſt und Wiſſenſchaft dienen; 3) den Jeren⸗An⸗ 
ftalten, milden Stiftungen, Blinden-, Taubſtummen⸗, Idioten Landarmene x, 
Anſtalten. ſowie des jüdiſchen Schulweſens der Provinz; 4) zur Be⸗ 

reitung der Koſten, reſp. Unterſtützung des chauſſeemäßigen Ausbaues von 
— 5) zur Bildung eines Fonds für Zuſchüſſe zu Landesmeliora⸗ 


[Die vormals heſſiſchen und naſfauiſchen Kaſſenſcheine) reſp 
Behnage m 70 und dafür neue preußiſche Kaffenanmeifungen In 
F 
vor 8,000,000 Thlr. x Des Die unverzinsliche Staatsſchuld der Monarchie, 
1845 347 Xhlr) wird danach 10208600 10 a 050000 
Thlt. & 1 Thlr. zuſammen 18,250,000 r W 
Kiel, 9. December. [Ehren rath.] Heute conſlituirte ſich hier⸗ 
ſelbſt der Ehrenrath der Schleswig ⸗Holſteiniſchen Rechtsanwalt. Zum 
N.) 


Vorſitzenden wurde der hieſige Rechtsanwalt Mueller gewählt. 
Gluͤck⸗ 


wodurch die Segelſchifffahrt er⸗ 


Hamburg, 9. Decbr. [Die Elbel iſt feit ec 16 115 
ſtadt hinaus mit Treibeis angefüllt, 
ſchwert und gefährdet if. 

Hamburg, 9. Der. [Der Reichstagsabgeordnete Melle] 
iſt beute zum Senator gewählt. 5 

lberfeld, 9. Dec. [Ankauf der Rhein⸗Nahebahn.] Auch 
in hieſigen geſchäftlichen Kreiſen wird der Ankauf der Rhein⸗Nahebahn 
feitend der rheiniſchen Eſſenbahn⸗Geſellſchaft als bevorſtehend bezeichnet. 

Dresden, 9. Der. [Gegen den Militärs Kalender.] Das 
„Dresd. Journ.“ desavouirt auf das Entſchiedenſte den in Pirna er⸗ 


\ 
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ifcheinenden Militärvereins⸗Kalender, welcher Artikel enthalte, die mit der 
von der Regierung an den Tag gelegten Auffaſſung der Bundeöverhält- 
niſſe und mit der Handlungsweiſe der Regierung überhaupt im Wider⸗ 
ſpruche ſtehen. — Das Kriegsminiſterium erklärt in einer amtlichen Be: 
kanntmachung gleichfalls, daß jener Kalender durchaus in keiner Bezie⸗ 
hung weder zu den Commando⸗Behörden, noch zur Regierung ſtehe, 
daß er auch nicht Organ der ſaͤchſiſchen Militärvereine ſei, denen poli⸗ 
tiſche Tendenzen fernliegen. 


München, 9. December. [Die Miiitärconferenz der ſüd⸗ 
deutſchen Staaten] iſt heute geſchloſſen worden. Ueber das Reſultat 
derſelben laſſen ſich zuverläſſige Mittheilungen vor erfolgter Ratificirung 
nicht machen. Sicher iſt, daß die Nachricht der Begründung entbehrt, 
Baiern habe die Abſchaffung des preußiſchen Reglements, ſoweit daſſelbe 
in den Südſtaaten bereits eingeführt iſt, beantragt. Im Gegentheil 
wird Baiern eiue Revifion ſeines eigenen Reglements nach denſelben 
taktiſchen Grundlagen vornehmen. f 

Dem Vernehmen nach ſollen wegen gemeinſamer, im nächſten Som⸗ 
mer abzuhaltender Uebungen demnächſt Verhandlungen eingeleitet mer: 
den. Davon, daß Balern eine Einwendung gegen die Ratificationd- 
claufel erhoben habe und dieſe Einwendung zurückgewieſen worden ſei, 
iſt hier nichts bekannt. 

München, 9. Dee. [Auf der Militär⸗Conferenz] haben 
die ſämmtlichen Vertreter der ſüddeutſchen Staaten Namens derſelben 
den feſten Entſchluß kundgegeben, bei einem etwaigen Kriege zwiſchen 

reußen und Frankreich einmüthig mit Preußen zuſammen zu ſtehen. 

Stuttgart, 9. Decbr. [Das Abgeordnetenhaus! beſchloß 
heute, daß das Mandat der gegenwärtigen Abgeordnetenkammer bis 
zum 20. Februar 1868 ſich erſtrecken ſolle. Sodann wurde in die 
Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die Gerichtsorganiſation, ein⸗ 
getreten, deſſen Annahme geſichert erscheint. 

Oeſterrei ch. 

Wien, 9. December. [Eine unwahrſcheinliche Nachricht. 
Die „Morgenpoſt“ enthält die Mittheilung, daß der hieſige franzöſiſche 
Botſchafter, Herzog v. Grammont, ein Schreiben erhalten habe, wonach 
der Kaiſer Napoleon mit dem kaiſerlichen Prinzen noch vor Weihnach⸗ 
ten den Papſt beſuchen werde. Der hieſige Hof werde während der 
Anweſenheit des Kalſers der Franzoſen in Rom durch den Erzherzog 
Albrecht vertreten ſein. 

Aus Nordöſterreich, 6. December. [Serbiſche Rüſtun⸗ 
gen und Militärverhältniſſe.] Die Rüſtungen Serbiens und 
ihre Abſicht haben in jüngſter Zeit in fo hohem Grade die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der politiſchen Welt erregt, daß eine kurze Betrachtung der 
militäriſchen Kräfte des Landes gewiß nicht ohne Intereſſe ſein 
dürfte. Serbien, ein Land, welches in der kurzen Zeit ſeiner Befrei⸗ 
ung große Fortſchritte gemacht, und in dem ſich neben der nationalen 
Auffaſſung eine geſunde ſelbſtſtändige Politik entwickelt. hat, wird ge⸗ 
wöhnlich, als der weit vorgeſchobene, einerſeits die Donau und ande⸗ 
verfeits die Päſſe nach Rumelien beherrſchende Vorposten für die rufft⸗ 
ſchen Feldherrn und Staatsmänner von unfhägdarem Werthe geſchil⸗ 
dert. Man braucht nicht in Serbien gelebt zu haben, um zu wiſſen, 
wie welt es als Vorpoſten fremder Armeen gelten könne. Es wird 
für dieſe nur ein Vorpoſten fein, wenn es eine freundliche und feine 
nationalen, polltiſchen und materiellen Intereſſen unterflügende Heeres: 
macht im Bunde hat. Inſofern würde Rußlands Heer als Hilfstrup⸗ 
pen, aber nur als ſolche willkommen ſein. Nie wird ſich aber Serbien 
als Mittel zu fremden Zwecken gebrauchen laſſen. Das Bewußtſein 
des Volkes ließe das nicht zu. Die Serben find keine gemietheten 
Soͤldlinge, ſondern begeiſterte Freiheitskämpfer, beſeelt und durchdrungen 
vom reinſten Gefühle für ihr geliebtes Vaterland. Und nicht nur 
im engern ſerbiſchen Vaterlande, im Fürſtenthume, ſondern in allen 
von Serbien bewohnten Ländern wird ſich der Ruf nach Freiheit und 
gegenſeitiger Unterſtützung wie cin electriſcher Strom verbreiten. — Das 
ſerbiſche Heer, der Stolz feines Schoͤpfers, des nun regierenden Fürſten, 
zählt nach der Eintheilung vom 1. Juni 1865 in fünf Armee⸗Corps 
a 25,000 Mann in 18 Brigaden 125,000 wohlgeübter und gutbe⸗ 
waffneter Truppen. Einige militäriſche Staliſtiker find daher im großen 
Irrthume, wenn fie nach den gewöhnlichen Normen, der ſtehenden 
Heere, die Macht Serbiens nur auf 25 bis 30,000 Mann ſchätzen. 
In Serbien iſt nämlich die Organiſation des Volksheeres eingeführt, 
weshalb nach dem Muſter der Schweiz die über eine Million zählen⸗ 
den Einwohner ohne große Schwierigkeit 125,000 Mann ins Feld 
ſtellen können. Sehen wir nun, wie es dagegen mit den türkiſchen 
Streitkräften ſich verhält. Nach den Berichten des türkiſchen Kriegs⸗ 
miniſteriums betrug die Streitmacht des osmaniſchen Staates im letzten 
Kriege gegen Rußland im ganzen 217,000 Mann. Dieſe Truppen⸗ 
zahl war nur mühſam zuſammengebracht. Freilich iſt jetzt der Soll⸗ 
ſtand der kaiſerlichen Armee auf dem Papier faſt 400,000 Mann; 
der traurige Effektivſtand zeigt aber blos 183,000 Mann. Der Soll: 
ſtand begriffe in ſich ſowohl die aſtatiſchen Provinzen, als die Hilfs: 
Contingente von Egypten, Tunis und Tripolis. Nun konnen die 
Beſitzungen in Aften und Afrika nicht von allen Truppen entblößt wer 
den, und bedenkt man, daß der hoͤchſte Stand des türkiſchen Heeres 
nach officiellen Berichten niemals über 280,000 Mann ging, fo. koͤn⸗ 
nen im beſten Falle hoͤchſtens 200,000 nach Europa detachirt werden. 
Dieſes Militär, ſchlecht gekleidet und genährt, elend disciplinirt und 
bewaffnet, wäre nicht im Stande, einer gemeinſamen Empörung der 
türkiſch⸗zuropäiſchen Beſitzungen zu begegnen, noch weniger zugleich in 
einen Krieg mit Griechenland, Serbien, den Donaufürſtenthümern und 
Montenegro ſich einzulaſſen. Man braucht nur dieſes zuſammenge⸗ 
laufene Gelichter von Dfficieren und Mannſchaften der türkiſchen Armee 
geſehen zu haben, um auf ihre Mandverfähigfeit zu ſchließen. Um 
Serbien, das factiſch ſelbſtſtändig daſteht, gruppirt ſich eine große Län⸗ 
dermaſſe, bewohnt von ſüdſlaviſchen Stämmen. Dieſe alle blicken — 
von der Türkei gedrückt — auf Serbien, wie auf ihren Grlöfer, und 
es iſt faſt mit Gewißheit anzunehmen, daß jene mit Serbien ſtamm⸗ 
und religionsverwandten Voͤlkerſchaften bei einem Kriege gegen die 
Türkel gleichfalls thätig mitwirken — und für die ſerbiſche Armee ein 
nicht zu verachtendes Hilfs⸗Contingent bilden würde. 

Grof brit an nien. 

E. C. London, 5. December. [Katholiken⸗Verſammlung.] 
Eilftauſend Unterſchriften bedeckten das Einladungeſchreiben, welches die 
Katholiken der beiden hauptſtädtiſchen Diöceſen Weſtminſter und South⸗ 
wark auf geſtern Abend zur St. James⸗Halle berief, um ihre Sym⸗ 
pathien für den Papft oder richtiger für die weltliche Herrschaft des 
Papſtthums kund zu geben. Der große Saal war bis in die äußerſte 
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Sir C. Clifford, die Parlaments⸗Mitglieder Sir G. r, Maguire, 
Mfenna, Rearden. Dr. Manning führte in feiner Sg niprade aus, 
daß es die Pflicht der ſechs Millionen Katholiken in Großbritannien ſei, ihre 
Entrüſtung über die neulichen Ereigniſſe in Italien an den Tag zu legen. 
Die Verſammlung leugne, daß Rom die Haupiſtadt Italiens, und ulm, 
daß Rom die Hauptſtadt der Chriftenheit (d. h. der katholiſchen) fei; fie leugne, 
daß die italieniſche Nationalität ſich das Erbe der Kirche aneignen dürfe und 
behaupte, daß das Pattimonium Petri heilig und unverletzlich ſei u. ſ. w. 
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[Die Droſchkenſtrikel iſt zu Ende. Die Antwort des Miniſters 
des Innern hat die Roſſelenker beſänftigt, und dieſe haben Zügel und 
peitſche wieder in die Hand genommen. Die Straßen bieten jetzt ihren 
gewöhnlichen Anblick dar. f 

Amerika. f 

Newport, 23. November. [Der Congreßj! hat ſich unmittelbar 
nach feinem Zuſammentreten auf einige Tage vertagt, worauf dann der 
Bericht über die Präſidentenanklatze zunächſt vorgelegt werden ſoll. Im 
Senate iſt eine Reſolution zur Abzahlung der Nationalſchuld in Gold 
eingebracht und auf den Tiſch des Hauſes niedergelegt worden. Außer 
dieſem Beſchluß ſieht man auch einer Abſchaffung der Baumwollſteuer 
in der kommenden Seffion entgegen. Unter den mannigfachen Gerüchten, 
die gegenwärtig courſiren, heißt es auch, General Sherman habe von 
Grant mit Zuſtimmung des Präſidenten Befehl erhalten, nach Waſhington 
zu kommen und proviſoriſch, während Grant's Verwaltung des Kriegs⸗ 
Portefeuilles, das General⸗Commando zu übernehmen. \ 

[Jeff. Davis) iſt in Richmond eingetroffen; alle Demonſtrationen 
ſind unterblieben. 

[Aus Mexicol meldet man, wie ſchon telegrapbiſch fignalifirt wurde, 
Kürzung der Haft ſür die meiſten der kaiſerlichen Anhänger. Die Ausländer 
und höberen Beamten ſollen verbannt werden. Die Beiſitzer des Kriegsgerichts 
gegen Santa Anna wurden wegen ungehbriger Milde zu vierjähriger Ge⸗ 
fängnißſtrafe verurtheilt. Ortega ſitzt noch in Monterey gefangen. Der mexi⸗ 
caniſche Schatz iſt erſchöpft. 


Provinzial - Zeitung. 


— 5. Breslau, 8. December. [Wiſſenſchaftliche Vorträge.] Im 
akademiſchen Muſikſaale hielt heute vor einer ſehr zahlreichen Verſammlung 
Herr Dr. med. Heller einen allgemein anſprechenden Vortrag „über die 
Kunſt zu leben.“ Der Redner, der, wie wir mit beſonderer Anerkennung 
ne e frei ſprach, wies vor Allem einen Einwand, der gegen ſein 
Vorhaben gemacht werden könnte, zurück, indem er die Behauptung, daß man 
ja nur der Natur folgen dürfe, um aller Kunſt bei der Führung des Lebens 
überhoben zu fein, in ihrer Nichtigkeit aufdeckte. Sodann auf die mancherlei 
Definitionen vom „Leben“ eingehend, glaubte er keine von den noch gang und 
gäbe gebliebenen als völlig erſchöpfend bezeichnen zu dürfen, Das Leben ſei 
weder, wie Viele behaupten, ein Traum, noch, wie Andere ſagen, ein Spiel; 
— eher ſei es noch als ein Kampf zu bezeichnen. In der That nämlich 
gelte es, ſich wider die mancherlei feindlichen Mächte, welche das Leben von 
allen Seiten bedrohen, mit aller Kunſt ſicher zu ſtellen, und es ſei ohne 
Zweifel die Aufgabe der Medicin, als der Anwendung der Naturwiſſenſchaft 
für dieſe Zwecke, nicht allein für die längere Erhaltung des Lebens, ſondern 
auch für die Erleichterung deſſelben in ſolcher Art Sorge zu tragen, daß uns 
das Bi fee im Fortschritt ge er Tafgab Genuß werde. 
nung, daß ſie im Fortſchritte der ieſe Aufgabe mehr un irkli 
erfülle, ſei ſicher, wenn freilich auch 25 fei, 855 e e Wieaie 
Leben in immer complicirteren Verhältniſſen bewege, 
Zahl der es bedrohenden Uebel erſcheine. Je mehr es gelingt, die Geſetze der 
Natur zu erkennen, deſto mehr wächſt dem Menſchen gewiß auch die Kraft, 
allen Störungen des Lebens in richtiger Art zu begegnen. Ein ſchlagender 
Beweis dafür iſt die Verminderung der Sterblichkeit in denjenigen Kreiſen 
welche zugleich mit der richtigen Einſicht auch die erforderlichen äußeren Mit⸗ 


tel befigen, um mit Erfolg allen ſchädlichen Einflüffen der Zeit, der umgebung, 


überhaupt der Verhältniſſe, bald und entſchieden entgegenzutreten. Denn daß 
auch die äußeren Mittel ſehr weſentlich dazu gehören, kann freilich nicht ge⸗ 
leugnet werden; der Satz des Horaz, daß der Tod Reiche und Arme in glei 
cher Weiſe heimſuche, iſt geradezu unwahr. Die Statiſtik widerlegt ihn durch 
gehende, und die Erfahrungen, welche erſt in den letzten beiden Jahren b 
der Cholera- Epidemie hier in Breslau gemacht wurden, laſſen namen 
lich gar nicht bezweifeln, daß, wenn auch der Anſteckungsſtoff, den der geehrte 
Herr Vortragende im Gegenfage gegen Pettenkofer und Andere zunächſt allein 
in der Luft liegend fand, für Alle gleichmäßig in der Letzteren vertheilt ſei, 
denn doch ſich ein mächtiger unterſchied zwiſchen den beſſer und den ſchlechter 
fituirten Bevölkerungsklaſſen auch hierbei bezeuge. 
Einflüſſe auf das Leben der mit Künſten und Gewerben beſchäftigten Klaſſen 
betrifft, auf deren ausführlichere Schilderung der Redner zugleich mit der 
Darlegung der wirkſamſten Mittel zu ihrer Bekämpfung nun einging, fo laſſen 
ſich dieſelben in chemiſche und mechaniſche theilen. Ein Vorurtheil iſt es 
jedoch, wenn man immer noch glaubt, daß die ſogenannten gelehrten Stände 
mit einer geringeren Zahl von Gefahren zu kämpfen. haben, da dieſe im 
Gegentheil es ſind, welche bei vorwiegender fortwährender Anſtrengung des 
Gehirns einer Menge von Krankheiten ausgeſetzt ſind, welche ſich keineswegs 
fo leicht, wie man immer noch meint, befeitigen laſſen. Indeß kann auch 
hierbei die Kunſt, wie der Redner mit überaus kreffenden Beiſpielen nachwies 
ſehr viel thun, vorausgeſetzt, daß man die treue Befolgung der Regeln, welche 
die richtige Einſicht in die Geſetze des Lebens zur Erhaltung und Befeftigun, 
der Geſundheit und der Lebenskraft überhaupt aufſtellt, noch eine Kun 
nennt. uebe alſo dieſe Kunſt, indem du dein eigenes Leben mit rechter Ver⸗ 
nunft ſtets nach Möglichkeit regelſt und du wirſt, wie auch die äußeren Ver⸗ 
hältniſſe ſein mögen, in denen du lebſt, den Gewinn davon haben, daß du 
dein Leben verlängerſt oder doch wenigſtens den, daß du vom Leben den rech⸗ 
ten Genuß haſt. — Dies eine flüchtige und wie wir bedauernd hinzufügen, 
freilich nur trockene Skizze des ebenſo intereffanten als jedenfalls wirkſamen 
Vortrags, — eines Vortrags, der ebenſo tief in das Leben griff, als er friſch 
aus dem Leben geſchöpft war. 


s [ Volkswirthſchaftliches.)] Eines der hieſigen Blätter enthielt 
dieſer Tage zur Beurt . der N der Breslauer Waſchanſtalt 
ahlen von böchſtem Intereſſe für Freunde der Volkswirthſchaft und der 
totiftit. Daß die ſtädtiſche Verwaltung in dieſer Weiſe die Ergebniſſe eines 
Zweiges ihrer e Thätigkeit veröffentlicht, dafür muß jedes Ge⸗ 
meinde⸗Mitglied ibr Dank wiſſen, vor Allen aber die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung, deren Sitzun 
eröffnet werden, die ſcheinbar nutzlos, weil unverſtanden, verhallen. — 
wurden in der ſtädtiſchen Anſtalt gewaſchen 173,708 Stuck, Erlös 2911 T 
3 Sgr. 7 Pf. 1866 384,975 Stück, Erlös 6409 Thlr. 15 Sgr. — Dieſe 
8 len, die Steigerung, find der vollgültigſte Beweis, daß die Leitung des 
rbeitshauſes Männern anvertraut iſt, denen die Löſung der Arbeiterfrage 
am Herzen liegt. — Das jetzt ausgegebene 2. Heft Jahrgang L. des 
Arbeiterfreundes, Halle, Verlag der Buchhandlun 
ihwen ſicher nicht fremd, fie verwirklichen mit jener Anſtalt, was Geh. Rath 
Dr, Engel dort aus England noch als nachahmenswerth N Da 
die Nacken des ſtädtiſchen Arbeitshauſes jedenfalls am Gewinn bes 
eiligt find, alfe Freude an ihrer Arbeit wie am Prosperiren des ganzen 
erkes haben, fo werden fie auch empfinden lernen, daß die Gemeinde⸗Ver⸗ 
waltung fie ſolchergeſtalt zu nützlichen Gliedern erzieht, daß nachgeholt wird 
was früher an berjäumt worden. — Möge bie ftädtiiche Vaſd⸗Anfal 
und ihre Geſchaftsfübrung auch den, en Gtablifjements und gemeins 
nützigen Anftalten, wie für Straßen⸗Reinigung, Beleu tung x, 
dienen, dann erſt werden die Anſprüche an die Armen⸗Pflege oder Ver 
e Löſung finden. 
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„ ki Breslau, 9. Dec. [Hand werker⸗Verein.] Am letztverfloſſenen 
Sonnabend war wieder ein geſelliger Abend veranſtaltet, der, obwohl obne 
Tanz, ſich doch eines zahlreichen Beſuches erfreute. Das Programm zerfiel 
in 3 Theile, wovon die erſten beiden ernſte und heitere Declamationen und 

Geſangsſtücke brachten, in denen die Darſtellenden zum großen Theil ſich einen 
ſo lebhaften Beifall erwarben, daß fie ſtürmiſchen Ruf nach Wiederholung er» 
weckten. Den Schluß bildete „Herrmann und Dorothea“, ein Liederſpiel von 
Kaliſch und Weihrauch, das mit dem Götheſchen Gedicht allerdings nur den 
Namen gemeinſam hat, aber immer wieder von der Mehrzahl gern geſehen 
wird, namentlich der Lehrjunge „Auguſt“, der mit ſeiner allerdings etwas 

ſehr derben Komik die „rächende Nemeſis“ an dem klatſchhaften Hauswirth 
vertritt. Alle Darſteller wurden auch hier ſtürmiſch gerufen. 


Breslau, 10. Dec. Angekommen: Ihre Durchlaucht Frau Herzogin von 
Acerenza⸗Pignatelli aus Ottendorf; Se. Durchlaucht Heinrich LXXIV., 
ürft zu Reuß, Graf und Herr 11 Plauen, aus Jänkendorf; Se. Durchlaucht 
ans Heinrich Kl., Fürſt zu Pleß, Graf zu Hochberg⸗Fürſtenſtein, aus Pleß; 
hre Duchlaucht Frau Fürſtin zu Reuß aus Jänkendorf; Se. Exc. Graf zu 
tolberg⸗Wernigerode, königl. Wirkl. Geh. Rath, Präſident des Herren⸗ 
hauſes und zweiter Ober⸗Jägermeiſter, aus Kreppelhof. Se. Excellenz Graf 
von Maltzan, freier Standesherr und Ober⸗Erb⸗Kämmerer von Schleſien, 
aus Militſch; Se. Excellenz Graf zu Stolberg⸗Wernigerode, General⸗ 
Lieutenant und Diviſions⸗Commandeur, aus Neiſſe; v. Buſſe, Oberſtlieut. 
und Regiments⸗Commandeur, aus Gr.⸗Strehlitz. 
Bettelei.] In der Zeit vom 2. bis 8. d. M. ſind hierorts 25 Perſonen 
’ durch Polizei⸗Beamte wegen Betteln aufgegriffen und zur Haft gebracht worden. 
1 (Fremdenbl.) 


+ Glogau, 7. December. [Liegnitz⸗Glogau⸗ Grünberger Eifens 
bahn.] Auf der am 13. d. Mts. ſtattfindenden Kreistagsverſammlung wird 
hauptſächlich die Angelegenheit, betreffend den Bau der Liegnitz⸗Glogau⸗ 
Grünberger Eiſenbahn Gegenſtand der Debatte ſein. Die von dem Herrn 
Landrath von Jagwitz ausgearbeitete Vorlage behandelt den Gegenſtand 

dlich und völlig objectiv. Nach dieſer Vorlage hat die Direction der 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn die Strecke Lüben⸗Polkwitz⸗Gram⸗ 
ſchütz vermeſſen laſſen, wodurch feſtgeſtellt wurde, daß fie 992 Ruthen (eine 
halbe Meile) länger als die Raudtener Linie iſt. Dieſe größere Länge erfor⸗ 
dert 45,000 Thaler an Mehrkoſten des Oberbaues und außerdem gehen die 
Offerten des Steinauer Kreiſes verloren, da dieſer Kreis von der Bahn 
nicht mehr berührt wird. Dieſe Offerten ſind ziemlich anſehnlich, ſie beſtehen 
in unentgeltlicher Hergabe von 86 Morgen Land für den Bahnkörper, 
unentgeltlicher Hergabe des Terrains für Wirthſchaftswege und ueberfahrten, 
aller Materialien an Kies, Sand und Steinen u. ſ. w. Die größere Ren⸗ 
tabilität der Polkwitzer Linie iſt nicht feſtgeſtellt, es ſtehen ſich in Bezug auf 

dieſe die Angaben des Magiſtrats zu Polkwitz und des Landraths⸗Amts zu 
Steinau gegenüber und halten ſich ſo ziemlich die Waage. Der Antrag der 
Eiſenbahn⸗Direction lautet: a) bei der Raudtner Linie auf unentgeltliche 
Ueberlaſſung des Terrains zu den Bahnhöfen und uebereignung des Terrains 
zum Preiſe von 200 Thaler pro Morgen, d) bei der Polkwitzer Linie auf 
unentgeltliche Ueberlaffung des Terrains überhaupt. Dieſen beiden Anträgen 
iſt jedoch der Nachſatz zugefügt: „oder welche dem Terrainwerthe entſprechende 
12 Summe wird der Geſellſchaft zum eigenen Erwerbe des Terrains bewilligt“ 
N und außerdem hat die Eiſenbahn » Direktion die Zufiherung gegeben, daß, 
wenn ein im Verhältniß zu den Mehrausgaben ſtehendes Entgegenkommen 
gezeigt wird, trotz der vielen entgegenſtehenden Gründen, ſie ſich nicht gegen 
die Polkwitzer Linie erklären wolle. Um nun die Polkwitzer Linie zu ermög⸗ 
lichen, haben die Vertreter der Stadt Polkwitz die Verpflichtung übernommen, 
das Bauland zum Bahnhofe und Bahnkörper, fo weit die Linie das der 
Stadt gehörige Forſtland durchſchneidet, auf die Länge von etwa / Meilen 
unentgeltlich herzugeben. Die Rittergutsbeſitzer v. Meyer auf Nieder⸗Polk⸗ 
witz, Paſchke auf Ober⸗Zauche, Bode auf Arnsdorf, v. Eckartsberg auf 
Banſau haben das zu dem Bau der Bahn erforderliche Land, ſo weit es ihr 
Terrain berührt, zu dem Maximal⸗Preiſe von 100 Thaler pro Morgen offe⸗ 
rirt und eine weitere Ermäßigung des Preiſes in Ausſicht geſtellt. Auch der 
Rittergutsbeſiger Neumann auf Kummernick hat eine ähnliche günſtige 
Offerte gemacht. Nach der Anſicht des Herrn Landraths v. Jagwitz kann 
von einer unentgeltlichen Hergabe des Terrains zu der Liegnitz⸗Lüben⸗Polkwitz⸗ 
Glogauer Bahn, welche einen Werth von 97,022 Thaler repräſentiren würde, 
ebenfo wenig die Rede fein, als von einer unentgeltlichen Ueberlaſſung des 
Terrains zu den Bahnhöfen und uebereignung des übrigen Terrains zum 
Preiſe von 200 Thaler für die Liegnitz⸗Raudtener Linie. Wenn die Kreis⸗ 
Verſammlung an ihrem Votum vom 9. Auguſt cr. feſthält, einen Zuſchuß zu 
der letzteren Linie überhaupt nicht zu gewähren, — ſo iſt wohl anzunehmen, 
daß der Kreistag für die Lüben⸗Polkwitz⸗Gramſchüter nie, da dieſe den 
Wünſchen des Kreiſes im Allgemeinen entſpricht, die Intereſſen des Polk⸗ 
witzer Abſchnittes fördert, ohne die des ſchwarzen Winkels aufzugeben, eine 
den Verhältniſſen entſprechende Summe der Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft 
zum eigenen Erwerbe des Terrains zu bewilligen geneigt ſein wird. Die 
Eiſenbahn⸗Direction hat die Mehrkoſten des Sberbaues der nur eine halbe 
Meile längeren Linie auf 45,000 Thaler veranſchlagt, es ſcheint daher dieſe 
Summe der Minimal⸗Betrag, welcher der Geſellſchaft anzubieten iſt, um den 
f Wunſch des Kreiſes, die Linie Polkwig⸗Gramſchütz möge gewählt werden, zur 
„ Ausführung gebracht zu ſehen. Da baares Geld der Kreis nicht beſitzt, auch 
größere Jahreszahlungen, als Fprocentige Zinſen und 1½ procentige Amor: 
tiſations⸗Rate vom Kreiſe zu erfordern nicht möglich iſt, ſo müſſen an Zah⸗ 
lungsſtatt Sprocentige Kreis⸗Obligationen offerirt werden. Der landräthliche 
Antrag geht dahin, der Kreistag wolle beſchließen (unter Aufrechthaltung des 
| Votums vom 9. Auguſt cr., in Betreff der Lüben⸗Raudtener Linie): ber 
„ Breslau « Schweibnig = Freiburger Eiſenbahn⸗ Geſellſchaft ein Kapital von 
? 45,000 Thaler Sprocentige Glogauer Kreis » Obligationen zu bemilligen zum 
Erwerbe des im Glogauer Kreife zum Bau des Bahnkörpers, wie zur An: 
lage von Bahnhöfen nöthigen Terrains für den Fall, daß von der genannten 
Geſellſchaft die Linie Liegnitz⸗Lüben⸗ Polkwitz⸗Gramſchüs⸗Glogau 
gebaut wird.“ Wenn jedoch der Kreistag dagegen eine „Subvention der 
Füben⸗Raudtener Linie nochmals in N ziehen will, ſo würde der 
Satz (unter Aufrechthaltung des Votums vom 9. Auguſt cr. in Betreff der 
Lüben⸗Raudtener Linie) fortfallen und abzuſtimmen fein, „welche dem Terrain⸗ 
werthe entſprechende Summe die Kreistags Verſammlung ber Breslau = Frei⸗ 
burger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zum Erwerb des Terrains der Lüben⸗Raudtener 
Linie zu bewilligen geneigt iſt.“ 


e NEN so ij 1) ine malncliie wi sh 
Telegraphiſche Witterungsberichte vom 9. December. 


1 Baromet. m. Wind, Allgemeine 
. 8 Ort. | 585 | Reaum, Ur nee Gimme, Aufi 
U 337,0 [ 8,2 ., ſchwach. Heiter. 
5 Abngsberg 337.6 —10 W. h ſchw. Trübe. 
6 Stettin 338,9 —4, „ ſchw. Heiter. 
— Ratibor 328,9 8,5 N., mäßig. Bedeckt. 
— Münfter 337,6 —10,2 [N., ſchwach. eiter. “) 
— Trier 332,2 J., ſtark. edeckt. 
— Flensburg 340% |—5,5 [Windſtille. Ziemlich heiter. 
1 4 337,1 [16,8 IND, ſchwach. Heiter. 
T 5 
— Be rg 225 2 = — 
— Moskau — 
— 74 (8,5 [WSW,, ſchw. Klar.“) 
= er 3303 | 09 S, frisch 5 


ts helle, Sternſchnuppen. un 
=) ir Abend Wind WNW. ſchwach. Maxim. — 7,4. Minim. —112, 


Meteorologiſche Beobacht ungen. 


Der Barometerſtand bel 0 Grd. Ba- Luft ⸗ 5 nk Wet 

e e e, e |» 

Breslau, 9. Decbr. 10 U. Ab.] 334,08 — 9,6] W. 1. Trübe. 
10. Bechr. 4 U. Pirg.] 332,37 | —9,6 | S. 1. | Trübe. 


x Breslau, 10. Dec. [Waſſerſtand.] DB. 14 F. 11 3. U.⸗P. 2 F. 5 8. 
! Eisſtand. 


N 2 

a Tel apbifihe Depeſchen 

. aus dem Er hen Telegraphen⸗Bureau. 

De Paris, 9. December, Abends. Legislative. Interpellation über 


70 


Dieutſchland: Nachdem Garnier- Pages und Ollioier für die italieniſche 
Aund deutſche Einheit, Thiers dagegen ſich ausgeſprochen, definirt Rouher 
die Regierungspolitik, welche die vollendeten Thatſachen in Italien und 

land anerkenne, und keineswegs die von Frankreich hergeſtellte 
Einheit Italiens vernichten wolle, aber entſchloſſen ſei, die Autonomie 


* 


wand größerer Wa 


3480 a f 
des Kirchenſtaats zu erhalten. Bezüglich Deutſchlands befolgte Frank: 
reich die Politik der Beſänftigung und Beruhigung, und acceptirt die 
„ ſo lange ſein Intereſſe und ſeine Würde nicht 
engagirt ſeien. V 

Paris, 9. Dechr, Der 1 „Moniteur“ theilt die Erklärung, welche 
der italieniſche Conſeilspräſident m Senate anläßlich der Interpellation Tor⸗ 
rearſa's abgab, in folgender Faſſung mit: Graf Menabrea erklärte, er balte 
es für durchaus nothwendig, bei dem Verſuche, eine Löfung der römiſchen 
Vece ausfindig zu machen, mit ebenſo großer Rückhaltung als Mäßigung zu 

erke zu gehen. Die Regierung, welche ihre Abſichten und den Weg, den 
ſie für ihr Verhalten einzuſchlagen gedenke, wiederholt und klar auseinander⸗ 
geſetzt habe, fordere von den Kammern, daß dieſelben die gegenwärtigen Schwie⸗ 
rigkeiten durch ungelegene Discuſſionen nicht noch mehr verwickeln. Auf den 
Antrag Torrearſa's nahm der Senat Akt bon dieſer Erklärung und beſchloß 
einſtimmig Tagesordnung. Auf eine Interpellation in der Deputirtentammer 
über die römiſche Frage erwiederte Menabrea, er fei nicht in der Lage, die 
Angelegenheit ſofort zur Verhandlung zu bringen. Die Interpellation wurde 
in Folge deſſen auf Montag vertagt. 

Paris, 9. December. Die Mittheilung der „France“, daß anläßlich der 
Erklärungen Rouher's in dem Miniſterium Meinungsverſchiedenheiten entſtan⸗ 
den feien, gewinnt an Conſiſtenz und hätten die formellen, verpflichtenden 
Erklärungen Rouher's die Veranlaſſung hierzu gegeben. Nach denſelben wird 
3 in diplomatiſchen Kreiſen für überflüſſig, ja für unmöglich 
erachtet. 

Brüſſel, 9. December. Dechamps, Biſchof von Namur, wird als Nach⸗ 
folger des verſlorbenen Cardinal⸗Erzbiſchofs von Mecheln bezeichnet. 

Preußen und England rathen Italien, von Frankreich die Rückkehr zur 
September⸗Convention zu verlangen. . 3 

Bern, 9. December. Der Nationalrath verhandelte in heutiger Sitzung 
die Interpellation betreffend die von dem Bundesrathe einſeitig angenommene 
Einladung Frankreichs zur Conferenz. Der Präſident des Bundesrathes, 
Dubs, gab Erklärungen ab, welche die Verſammlung für zufriedenſtellend 
erachtete. Es wurde demnach über die Interpellation Tagesordnung beſchloſſen. 
Der Ständerath ertheilte dem zwiſchen den Uferſtaaten des Bodenſees bezug ⸗ 
lich der internationalen Schifffahrts⸗ und Hafenordnung abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trage ſeine Genehmigung, 2 

London, 9. Decbr. „Times“ glaubt, daß in St. Thomas nur ein Erd⸗ 
beben und zwar am 23. v. M. ſtattgefunden hat, und Dr darauf bin, daß 
das Erdbeben, von welchem in einem Telegramm an die oſtindiſche Dampfer⸗ 
Geſellſchaft die Rede it, mit jenem vom 23. Nopbr. identiſch iſt. Zur Unter: 
ſtützung ihrer Anſicht führt „Times“ an, daß in dem gedachten Telegramm 
an die Dampfer⸗Geſellſchaft das Datum, an welchem das Erdbeben ſtattge⸗ 
funden hat, nicht angegeben iſt. — Froſtwetter. 

Dublin, 9. Decbr. Geſtern fand bier zum Gedächtniß der hingerichteten 
Fenier eine großartige Trauerproceſſion ſtatt. Die dabei gehaltene Gedächtniß⸗ 
rede 12 7755 ich in heftiger Weiſe gegen England. Die öffentliche Ruhe blieb 
ungeftört. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
(Wolffs Telegr. Bureau.) 
Paris, 9. December, Nachmittags 3 Uhr. Unbelebt. Conſols von Mittags 
1 Uhr waren 93 gemeldet. — Schluß⸗Courſe: 3proc. Rente 69, 1 
Italien iche 5proc. Rente 45, 20. Oeſterreich. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 510, 00, 


Predit⸗Mobil-Acten 163, 75. Lomb. Eiſenbabn⸗Actien 353, 75, Oeſterr. ate“ Wet .- fe gr 

nie on pr. cp 25. 6 Vereinigte Staaten⸗Anleihe pr.. dito Tot-A v.60 
1882 0 N As Be . 8 N dito dito 64 “2% ba. u. @ 

2 lungeſt.) —. u. 

London, 9. Dechr., Nam. ( Uhr. Schluß ⸗Courſe: Conſels 926. Mo e ai c. 
Iproc. Spanier 35%. Italieniſche öproc. Rente 45. Lombarden 14. Meri⸗ nal. nene 5 rde. Aue 44% ba. 
caner 15%. 5% Ruſſen 86. Neue Ruſſen 84%. Silber 60%. Tür; aeg Engl Anl MIND 1 
liſche Anleihe von 1865 33%. 6% Ver.⸗St.⸗Anl. pro 1882 70%. Poln Plandbr H Ea. HA 18717 G. 

Frankfurt a. M., 9. December, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. bon Pfandbr. .... J (40 nz. 
SälußsCourfe; Wiener Wechſel 97%. Deiterreih. 5% Anleibe von 1859 Pol Obl. a 00 LI i g. Bank- und Industrie-Papiers- 
60%. Defterreichijche NationalsUnleihe 53%. 5% Metalliques 46%. Defterr. | gurhes.Thir.OBLr- 1638. een Kassen- V.. 102% G. 
5% ſteuerfr. Anleihe 48%. 4½ & Metalliques 41. Finnländiſche Anleihe —. | Baden. 35 Fl. Loose 1% etw. bs Braunschw. B. 116% 
Neue Finnländiſche 4½ W Pfandbriefe — 6% Verein. Staaten⸗Anleihe vr, | Amerikan. -A- be Bremer — 12% 
1882 5%. Oeſterreich. Bank⸗Antheile 658. Oeſterr. Credit⸗Actien 178%, Eisenbahn-Prieritäts-Aetien. anz! 9 6. 
Darmſtädter Bank⸗Actien 20174. Abein⸗Nabebahn —, Meininger Crevit⸗ Ben ;Märklsche .. g-. 2 102 n. 
Actien 92%. Oeſterr.⸗Franz.⸗Staatsbahn 287%, Oeſterreichiſche Giifabetbbahn dito E — — ira 
114%. Vößmiſche Weitbahn — —. Ludwigsbafen⸗Berdach 153%. Heſſiſce ae me gan &. 7 1 7 2 
Ludwigsbahn 127. Darmflädter Zettelbank 2457. iſche Zonfe 83 Cole n dan. . 5 1 . 1118. 
Baleriſche Prämien ⸗ Anleihe 98%. Neue Bapiſche Prämien⸗Anleihe 95%. Alto 458. 112 6. 
Badiſche Looſe 50%. 1854er Looſe 63%. 1860er Loofe 69%. 1864er Looſe alto % B. 60 br, 
74, Neue Spanier —. Ziemlich feſt, aber ſlill. Nach Schluß der Börſe — 0 4. *. 
Creditactien 177%. Staatsbahn 237%. 7 Bis 1664, 

Frankfurt a. M., 9. December, Abends. [Effecten⸗Societät.] Feft. | dos-Oderp, (wın. See 2 
Amerikaner 75%. Credit⸗Actien 178%. Steuerfreie Anleihe 48’. 1860er | dito ZU Am... 3 
Looſe 69%. Staatsbahn 237%. Gal. Ludwigsb 61% B.n.76 

en, 9. December. [Abendbörſe.] Credit⸗Actien 184, 00. Nord⸗ Niederschi,-Märk. 87 Ta. 111 ba. 

bahn 170, 50. 1860er Looſe 83, (0. 1864er Looſe 76, 00. Böhmiihe Weit: — N 0 
bahn —, —. Franz⸗Joſephs⸗Bahn —, —. Staatsbahn 243, 50. Galizier dito 2 rs 
206, 50. Steuerfreies Anlehen —, —. Napeleonsv’or 9, 71%. Lombarden Naschl, Zwelgb. L. de 0% 6 1 99 — 
—, . Ungar. Credit⸗Actien —, —. Anfangs belebt, Schluß matter. e % ” 4. 

Hamburg, 9. December, Nachm. 2 Uhr 30 Schluß ⸗Courſe: dito C. 4 6% ba. . 
Hamburger Staats⸗Prämien⸗Anleibe 84%. National⸗Anleihe 54. Oeſterreich] dio 5. . bs. N 3 
Credit⸗Actien 75. Oeſterreich. 1860er Looſe 68%. Staatsbahn 500. Lom , F. ig 2 
barden 350. Italieniſche Rente 43%. Vereinsbank 110%, Norddeutſches alto .. B. 
Bank 118%, Mheiniſche Bahn 118. Nordbahn 95%. Kiel —. | Oost.-Franz,....... 4% bs. 
Finnländ. Anleihe 81. 1864er Aufl, Prämien⸗Anleihe 96%. 1866er Ruff. mie nee n Mi 
Wige or 17 8 180 Dem 18 Rhein-Nahe-A. bar 1. da u. 6. 

amburg, 9. Dechr., Nachmittags 2 Uhr n. etreidemarkt. — — Ber 

Wetten und Ro gen loco N Welzen per Dechr. 5400 Pfd. Netto] Berlin, 9. December, Weizen Ioco 86-108 BU ah Qualität — 
167 Bankothaler He. 166% Gld., per Decbr.⸗Jan. 166% Br., 166 Gld., Ahle ab Me erg ee. 10% Tl. de nah 

. j 5 en pr. . 1 x . — „ dez. — 
756 Be Old. br Becht, Jan. 133 Vr. und Gb, br. Fon hahn 138 Blr tug Inc ohme aß 20% Wir. dez, pro Der, and Der an. 20%— 


136 Br. u. Gld., pr. Decbr.⸗Jan. 135 Jause 133 Br., 
132% Gd. Hafer ſtille. Rüboͤl ſtille, loco 22%, pr. Mai 23%. Spi⸗ 
ritüs unverändert. Kaffee unverändert. Zink unverändert. — Froſtwetter. 

Liverpool, 9. December, Mittags. Baumwolle: 12,000 Ballen Umiap. 
Feſter Markt. New» Orleans 8. Georgia 7%. Fair Dhollerah 6%. 
Middling fair Dhollerah 5%. Good middling Dhollerah 5%. Bengal 4%. 
Good fair Bengal 5%. Fine Bengal —. New fair Domra 6%. Fair 
DOomra — Good fair Oomra 6%, Pernam 8. Egyptian —. 
6%. Schwimmende Orleans —. 

New-York, 8. Decbr., Abends. [Wöchentlicher Baumwoll⸗Bericht.] 
Wochenanfuhr in allen Unionshäfen 81,000 B. Wochenausfuhr nach Groß: 
britannien 38,000 B. Wochenausfuhr nach dem Continent 9000 B. Total⸗ 
anfuhr in allen Häfen ſeit dem 1. September 1867 263,000 B. Total⸗Aus⸗ 
fuhr nach Großbritannien ſeit dem 1. September 1867 —. Totalausfuhr 
nach dem Continent ſeit dem 1. September 1867 —. Vorrath in allen 
Unionshäfen —. reis von Middling in New⸗Orleans 16 C. 
ee in bile 15 & Preis von Middling Upland in New⸗ 


Nor 

Antwerpen, 9. Dechr., Nachm. 2 Uhr 30 Min. [Beteolenm-Martt] 
(Schlußbericht.) Raffin. Type weiß, loco 46—47 bez., 47 gefordert, pr. 
December 45, —46 bez., 47 gefordert, pr. Januar 47 gefordert. 

Paris, 9. Decbhr., Nachmitt. Rübböl pr. December 93, 50, pr. Januar⸗ 
April 93, 50, pr. Mai⸗Auguſt 93, 50. Mehl pr. December 92, 75, pr. Ja⸗ 
nuar⸗April 91, 00. Spiritus pr. December 64, 00. 

London, 9. December, Nachmittags. Getreidemarkt. L 
Geſammt⸗Zufuhren ſeit bergangenem Montag: Weizen 56,707, Gerſte 
12,380, Hafer 28,902 Quarters. Weizen, engliſcher, nur feine Qualität zu 
Montagspreiſen verkauft, fremder ruhig. Gerſte 1 Sh. höher. Hafer Sir 
Pence höher. — Wetter: Froſt. a 

London, 9. Decbr., Nachmittags. [Vieh markt.] 5 Markte kamen 
4590 Stück Hornvieh. Das eihält war ſchleppend; engliſche Zufuhren groß, 
fremde unbedeutend. Von Schafen waren 24,640 Stüd am Markte. Die 


Smyrna 


Getreidemarkt 
Mai 309. Raps 


Berlin, 9. Dechr. Die im Allgemeinen feſte Stimmung machte ſich auf 
allen Gebieten des Verkehrs geltend, trat aber, was die geht des ee 
Geſchäfts anbelangt, weitaus in den Hintergrund gegenüber dem N a 
das in etwas lauter Weile für Rhein⸗Nahebahn geweckt wurde, 5 em 
bereits am Sonnabend gegen Schluß der Börfe eine Hauſſe für r die annte 
Actie in Scene zu ſetzen, verſucht worden (durch einen Drudiehler 1 15 im 
Bericht Nordbahn ſtatt Nahebahn), hatte heute eine Seed au N In es 
übernommen, der angeftrebten Fuſion der Rhein. mit der Nabebahn das Ges 

beiheinfichtei dadurch zu verleihen, daß von einer geſtern 
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ummen und le; ate 


ch ihun müſſe. Oeſterr. Credit nahm man willig zu letzter beſſerer Notiz. 
Amerikaner waren, beſonders anfänglich belebt und etwas anziehend, bis die 
New⸗Morker Depeſchen, wonach zunächſt von einer Verminderung des Papier⸗ 
Geldes Abſtand genommen werden foll, einige Bedenken hervorriefen; Italie⸗ 
ner hielten ſich auf höͤchſtem letzten Stande. Rum. Anleihe 62% bez. Oeſterr. 
Fonds bedangen ab und zu ein wenig mehr; daſſelbe gilt von den ruſſiſchen, 
bon welchen man Prämien⸗Anleihe höher bezahlte; deutſche Präm.⸗Anl. erziel⸗ 
ten Sonnabend⸗Preiſe. Rechte Oderufer Stamm⸗Prioritäten und Märk.⸗Poſe⸗ 
ner, ſowie einzelne der gangbaren Prioritäten wurden mehr fach willig aus 
dem Markt genommen, dagegen ſtellten ſich Eiſenbahn⸗Stammactlen vielfach 
wobl höber, doch war das Geſchäft in keiner Actie belangreid, Coſeler mit 
einer Mehr⸗Einnahme von 26.000 Thlr. im November, behandelte man zu 
beſſerem Preiſe und bot für Dividendeſcheine pro 1867 3% Thlr.; Potsdamer 
und Oberſchleſiſche zogen ſtärker an, Görlitzer wichen. Von Banken mehrere 
höher, ſo Disconto⸗Commandit und Berliner Handel. Preußiſche — 
piere blieben ſtill. einige Anleben höher, andere nachgebend. — Prämie für 
Amerikaner p. ult, December 77— , p. ult. Januar 1868 en 5.8) 

* U. 4 0 


Berliner Börse vom 9. December 1867. 


Fonds- und Geld-Osurse. Eisenbahn-Stamm-Aetien. 
9 @. . 


Freiw. Staats- * 
Saag ia. von c 1 Dividende pro 1806 1886, 
dito 1854, 55.57 


Berliner Btadt-Oblig. 4 
5 F u. Noumärk, 


ä —*** * 


Westph. u. Rhein. 4 
Sächsische 4 


Bentenbriste, Pfandbriete 
2 
5 
4 
2 
2 
© 
> 


Louisd’or 112%, W. ]|Oest.Bk. 837, ba. | Hperschl 
Goläkr. 9,9%, f. Pe e 1. 


Ausländische Fonds. 


April⸗Mai 21—Y, Thlr. bez. und 


47 Thlr. bez., Jan.⸗Febr.— — Ju, Jul 21 ee 


Br., % Thlr. Gid. Mal⸗Juni 214 —7 Thlr. bez, 
Thlr. bez. - 

e Breslau, 10. December. Getreide war am heutigen 
feſte Stimmung vorherrſchend, bei der ſich Preiſe gut behaupteten, der 


behielt den zeitherigen Umſang. uam ſchleſſcher weißer 100--113 Ser, 


Weizen in feſter Haltung, pr. 
lber 101111 Sgr., feinfte Sorte Ar. Über Notiz bezahlt. — Roggen 
gelber gr., feinf ih 2 


Markte 
Umſatz 


in feſter Haltung, pr. 84 Pfund 89 d., feinſte Sorte 4 bes 
zah 1 Br e matt, — 74 ende 5557 Sgr., belle 59—61 Sgr., 
weiße 64 — 66 Sgr., feinſte Sie S er Notiz bezahlt. — Hafer pen 
pr. 50 Pfd. 36—37 Sgr., jeinfie Otte über Notiz bezahlt. — Erbſen 
offeritt. — Widen beachte zen |. Blund 60 bis 63 Gar. — Dels 
ſaaten preisbaltend. — Lupinen leicht verkäuflich, pr. 90 Pfd. gelbe 46— 

x, blaue 43—47 Sar. — Bohnen behauptet, pr. fo. 85— 


100 ei. — Schlaglein mehr Frage. — Rapskuchen gute Kauflust, 
44 bis 67 Sgr. pr. Cin t pr. S ff 


110 Sgr. pr. Sack a 150 Pfd. Brutto. 
; . 201-109—114 Schlag⸗Leinſaat . 180194208 
Weißer Weizen. 101 — 107 - g.Leinſaat . 18015420 
wi Ii Winter-Raps:...... 90—192— 
3 806788 Minter-Räbien --... 176-188 190 
3 5 a 54 —60—65 Sommer-Rübfen.... 158—168—178 
Haß a 35—36—37 Seindotter -........ 158—168—- 174 
Geben e i den l, 103 
WERT, ig zu rt, —144 
leise Angeber, 18-20 able. vr. Etr., do Pr Pi ; ra 1 
weft metbes ohne Zufuhr, 10 10 Thlr. pr. Er. 
Karsorteln vr. Sad & 150 Pfd. 28—48 Sgr., Mepe 1 —2 Sgr. 
Durch Gelegenbeitskauf bin ich im Stande, ‚bunte rein leinene 
Züchen, à 3% und 4 Sgr., Matratzen⸗ und Bettdrilliche, à 4 


und 5 Sgr. die Elle, zu verkaufen. [6236 
+ 


M. Wolff., Albrechtsſtraße 57 
HANDSCHUHE 


bester Qualität zu den billigsten Preisen bei 


16235] 


Malwine Friedländer, 


Sehweidnitzerstrasse Ir. 28, vis-A-vis dem Theater. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


